








werden,76 § 393 AO wäre zu beachten. Ein rein steuerlicher Anwendungs-
bereich für § 208 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO bliebe hingegen nur dann, wenn es
um die Aufdeckung unbekannter Steuerfälle ginge, die nur deswegen dem
Fiskus durchgegangen sind, weil der Steuerpflichtige unvorsätzlich die steu-
erlich relevanten Tatsachen verschwiegen hat. Diese Fälle werden aber schon
im Rahmen der allgemeinen Steueraufsicht ausreichend abgedeckt.

Diskussion
zu den Referaten von Reinhart Rüsken und Dr. Karsten Randt

Leitung
Dr. Hans-Peter Korte

Prof. von Groll

Ich habe zunächst eine Frage oder eine ergänzende Bemerkung zu beiden
Referenten, und zwar zu der in der Tat sehr kritischen Vorschrift des § 208
Abs. 1 Nr. 3 AO. Ist es nicht so Herr Rüsken, Ihr Verdacht oder Ihre Beden-
ken, dass die Hineinnahme des auslösenden Moments der allgemeinen
Erfahrung durch eine kritische Rechtsprechung dadurch relativiert werden
sollte und soweit ich das überblicke auch bisher relativiert worden ist, dass
auch diese allgemeine Erfahrung in einen konkreten Anhaltspunkt münden
muss und dieser konkrete Anhaltspunkt muss sich auf den Adressaten der in
Aussicht genommenen oder nachher auch vollzogene Prüfungsmaßnahme
beziehen, der Auskunft oder so weiter. Das ist das eine und das richtet sich
an Herrn Randt. Ist es nicht so, dass dieser konkrete Anhaltspunkt uns dann
nicht in die Nähe des Anfangsverdachts führt, wenn wir ihn beziehen auf die
allgemeine Sachaufklärungspflicht und zur Konkretisierung der §§ 88 ff. AO
einsetzen. Der konkrete Anhaltspunkt muss ein Anlass für eine Ermittlung
im allgemeinen Sinne sein und nicht ein Anfangsverdacht. Eine weitere
Frage an Herrn Rüsken zu dieser unglaublichen Zumutungs-Vorschrift
§ 27b UStG. Sie haben mit Recht gesagt, ja das ist eigentlich schwer zu hand-
haben und haben aber, und das hat mich überrascht, das würde ich gerne
hören, wie das funktionieren soll, von der Möglichkeit der Ermessensüber-
prüfung gesprochen. Ich sehe diese Möglichkeit nicht, weder im Vorfeld,
weil es keine Prüfungsanordnung gibt und keine Festlegung der Ermessens-
erwägung auf den Zeitpunkt der Maßnahme. Also kann sie jederzeit nach-
geschoben werden und einen Rechtsschutz im Nachhinein, der zu einem
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Verwertungsverbot führt finde ich mindestens genauso problematisch. Also
das ist für meine Begriffe ein Eingriff, der bis in die private Wohnung gehen
kann, wenn nämlich kein Büro besteht beim Unternehmer, ein Eingriff ohne
Rechtsschutz.

Rüsken

Zunächst zu § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO – Allgemeine Erfahrung, die in einen
konkreten Anhaltspunkt mündet oder damit ergänzt wird. Das ist in der Tat
so versucht worden, etwa bei dem Beispiel Ermittlung im Bankenbereich,
das ich erwähnt habe. Der Bankangestellte, der sich da verplappert hat, der
war der Rettungsanker für den Senat zu sagen, das ist nicht nur die all-
gemeine Erfahrung, sondern ein konkreter Anhaltspunkt. Ob das so ganz
überzeugend ist, weiß ich nicht, aber das war wunderschön, da wurde es
leicht. Deklinieren Sie das durch bei dem Pharmaunternehmen. Sie haben
mit Recht darauf hingewiesen, bei sechs Ärzten war da etwas aufgedeckt
worden. Nur wie viele Ärzte überprüft worden sind, bei denen nichts gefun-
den worden ist, das wusste kein Mensch. Das wussten wir nicht und das
wusste auch die Steuerfahndung gar nicht. Die hatte nur gehört, da ist was
gefunden worden mit der Spirale und dann schlagen wir zu. Ob das dann
noch als konkreter Anhaltspunkt durchgehen kann, stelle ich zur Debatte.
Ich habe daran mitgewirkt, deshalb darf ich mich da etwas zurückhalten,
aber ich stelle das zur Debatte, ob das als ein ausreichender konkreter
Anhaltspunkt empfunden wird, weise allerdings darauf hin, der Senat hat
darauf die Entscheidung nicht gestützt, sondern hat gesagt, das ist eine
begünstigende Gestaltung, dass das bezahlt werden muss von dem Patienten
und bezogen wird nicht über die Stammapotheke des Arztes, wo man das
leicht kontrollieren kann, sondern über den Versandhandel bzw. irgendwel-
che Schwerpunktapotheken, die sich darauf spezialisiert haben.

Zweiter Punkt, Herr von Groll, § 27b UStG. Ich sehe auch nicht, wann man
gerichtsförmlich die Ermessensausübung des Finanzamtes im Vorhinein
überprüfen kann. Im Vorhinein findet eine solche Kontrolle ja auch bei der
zoll- und verbrauchsteuerrechtlichen Nachschau in der Regel nicht statt;
deshalb gibt es kaum Verfahren, weil eben in der Tat der Ansatzpunkt für
die Kontrolle fehlt. Mein Appell richtet sich insofern weniger an die
Gerichte als eben an die Finanzverwaltung selbst, die natürlich von dieser
Vorschrift – ich hab mir erzählen lassen, dass das auch geschehen soll im
Umsatzsteuerrecht – Gebrauch machen sollte in der Erkenntnis, die ich ver-
sucht habe etwas zu erläutern, dass das eine Ermessensvorschrift ist und dass
Ermessen nicht nur Ermächtigung heißt, sondern auch mit der Ermessens-
ausübung Verpflichtungen verbunden sind. Und die weitere Frage wäre
dann natürlich – und die ist, soweit ich sehe, bisher völlig offen, aber über
die wird man dann in der Tat, um das abzuwenden, was Sie sagen – es sei ein
Eingriff ohne Rechtsschutzmöglichkeit – nachdenken müssen – ob nicht,
wenn eben gegen diese Kautelen der Ermessensausübung verstoßen worden
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ist, um überhaupt Rechtsschutz gewähren zu können, die Folge ein Verwer-
tungsverbot dieser Kenntnisse sein müsste. Das ist Zukunftsmusik.

Dr. Randt

Wenn ich zunächst auf den Pharmafall noch einmal zurückkommen darf:
Gerade dieses Verfahren hat gezeigt, wie untrennbar steuerliche Ermittlun-
gen nach § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO und die Annahme eines strafrechtlichen
Anfangsverdachts verbunden sein können.

Die Verfahrenshistorie ging wie folgt: Auskunftsersuchen an den Pharma-
konzern, Einspruch, Klage vor dem FG, Klage wurde abgewiesen, Revision
zugelassen, Revision eingelegt. Das bedeutete für die Steuerfahndung, die
aus ihrer Sicht unglückliche Situation, dass man nach wie vor das Auskunfts-
ersuchen nicht vollziehen konnte, also warten musste, bis der BFH entschei-
den wird. Und da zwischen diesen beiden Zeitpunkten ja ein nicht unerhebli-
cher Zeitraum hätte liegen können, fürchtete die Steuerfahndung, in die
Verjährung zu laufen. Die Steuerfahndung hat sich in der Situation damit
beholfen und das hat mich in der Tat extrem geärgert, dass sie aus dem Aus-
kunftsbegehren einen strafrechtlichen Anfangsverdacht konstruiert hat und
zum Landgericht gegangen ist, um einen Durchsuchungsbeschluss zu erwir-
ken. Diesen Beschluss hat die Fahndung auch erhalten und ist dann vor der
Entscheidung des BFH in das Unternehmen gestürmt und hat sich die Daten
selbst geholt. Wie Sie sich vorstellen können, haben wir natürlich gegen diese
Verfahrensweise Beschwerde beim Landgericht eingelegt und vorgetragen,
dass die Steuerfahndung hier rechtsmissbräuchlich agiert hat. Wenn hier ein
Fall von § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO vorliegt, dann ist damit doch gerade zum
Ausdruck gebracht worden, dass hier kein strafrechtlicher Tatverdacht gegen
das Unternehmen oder gegen einen Dritten im Raum steht. Und 6 Monate
später soll es ohne neue Tatsachen plötzlich doch ein Tatverdacht sein? Das
Landgericht ist damals unseren Ausführungen gefolgt und hat die Rechts-
widrigkeit der Durchsuchungsmaßnahme festgestellt. Ich darf nur am Rande
dabei erwähnen, dass es im Innenverhältnis zur Mandantschaft schwierig
war, die Überzeugung herzustellen, dass eine Beschwerde an das Landgericht
einzulegen ist, da hinlänglich bekannt ist, dass die Chance, mit einem solchen
Rechtsmittel durchzudringen, nur knapp größer als Null ist. Was macht der
Berater in einer solchen Situation, wenn er unbedingt will, dass die Be-
schwerde zum Landgericht geht? Er führt die Beschwerde, ohne den Man-
danten mit Kosten zu belasten. Also so viel vielleicht zur Verfahrenshistorie,
die aber auch wiederum zeigt, dass die Praxis sich ihren Weg sucht und die
feine Differenzierung zwischen § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO und einem strafrecht-
lichen Anfangsverdacht schwierig zu ziehen ist.

Nun aber zu Ihrer Frage, Herr Prof. von Groll: Sie fragten, ob es auch eine
Sachverhaltsaufklärung unterhalb eines Verdachts gibt bzw. wie diese dann
ausgestaltet ist. Also mir fällt das in Bezug auf Dritte schwer, mir solche
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Fälle vorzustellen, wo es alleine um die allgemeine Steueraufsicht geht ohne
die gleichzeitige Unterstellung einer Verkürzung, aber die Fälle mag es
geben. Die Fälle, die sich die Praxis heraussucht, weisen in der Tat eine Auf-
fälligkeit auf, die den Fall in die Nähe eines Verdachts rückt. Ich glaube, so
muss man versuchen, dieses Merkmal eines „hinreichenden Anlasses“ näher
zu definieren, dass man sagt, wir haben einen Umstand, der auffällig er-
scheint. Ein Verhalten, das nicht sozialadäquat ist, oder eine Auffälligkeit
der Geschäftsbeziehung, die den Fall in die Nähe eines strafrechtlichen
Anfangsverdachts rückt.

Dr. Loose

Eine Frage an Herrn Rüsken, eine an Herrn Randt und eine an beide. Herr
Rüsken, der § 249 Abs. 2 AO gibt ja die Möglichkeit, dass das Finanzamt im
Hinblick auf zukünftige Vollstreckungsmaßnahmen auch Ermittlungen
anstellt. Meiner Erfahrung nach wird er häufig dazu benutzt, um die Voraus-
setzung für den Erlass von Haftungsbescheiden zu ergründen und dann
darauf entsprechend Haftungsbescheide zu erlassen. Halten Sie das für
zulässig, von der Norm erfasst?

Die Frage an Herrn Randt: Sie haben die prekäre Situation des Steuerstraf-
anwalts zutreffend dargestellt, der mit der Situation zu kämpfen hat, dass
einerseits ein Verfahren läuft mit Strafschätzung und der Mandant auf der
anderen Seite ja nicht den Sachverhalt offen legen kann, um diese Strafschät-
zung zu vermeiden. Ist es denn in solchen Fällen dann nicht möglich oder
der einzige Weg, dass man die Grundlagen oder die Berechnungsmethoden
dieser Schätzung angreift, ohne die Tatsachen zu nennen. Sie hatten gerade
ein Beispiel genannt mit dem offenen Bierhahn. Führt das denn nicht auch
dazu und das wäre dann die Frage, die sich an den Richter stellt, ob dann,
wenn die Schätzung, jetzt ohne neue Tatsachen zu nennen, wesentlich in
Zweifel gezogen wird, dass damit auch Aussetzung der Vollziehung gewährt
werden müsste. Das ist meine Frage, Sie werden wahrscheinlich das Ganze
bestätigen.

Und die Frage an Beide. Das ergibt sich aus einer Veranstaltung, die wir in
Düsseldorf mit den Finanzämtern durchgeführt haben. Klimagespräch auf
etwas breiterer Basis. Da waren etwas über 20 Finanzamtsvertreter. Nur
damit kein falscher Eindruck entsteht, das haben wir auch mit den Beratern
gemacht, also das war nicht nur eine einseitige Sache. Und da haben die
Finanzamtsvertreter einhellig gesagt: Wir möchten eigentlich gerne, dass
diese Verfahren, in denen gleichzeitig ein Steuerstrafverfahren läuft und ein
finanzgerichtliches Verfahren, möglichst vorgezogen werden. Da interessiert
mich die Stellungnahme beider, des Richters am BFH und des Anwalts, wie
sie dazu stehen. Also nur diese Aussage des Finanzamtes ohne, dass ich dazu
irgendeine Wertung abgeben würde.
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Rüsken

Ganz offen gesprochen, mit der ersten Frage haben Sie mich ein bisschen
überfordert, weil ich kenne diese Fälle nicht und habe deshalb über den
§ 249 Abs. 2 AO bisher auch noch nicht nachgedacht. Also wir haben solche
Fälle nicht gehabt und ich kenne die Praxis auch nicht.

In der Frage der Strafschätzung sind wir uns, glaube ich, einig. Das ist inso-
weit mehr ein strafrechtliches Problem: Die Schätzung anzugreifen, ohne
neue Tatsachen zu verraten. Es kommt darauf an, wie die Schätzung begrün-
det wird, wenn man keine konkreten Tatsachen hat, ob es da hinreichende
Erfahrungsregeln gibt. Sonst würde man, jedenfalls im Wege der vorläufigen
rechtlichen Würdigung, die ja im AdV-Verfahren anzustellen und ausrei-
chend ist, davon ausgehen müssen, dass ein hinreichender Verdacht der
Strafschätzung besteht, mit der Folge: ernstliche Zweifel an der Rechtmäßig-
keit dieses Schätzungsbescheides.

Die dritte Frage betraf das Vorziehen von Verfahren. Das ist ein ganz altes
Thema, wie man die strafrechtlichen und die steuerrechtlichen Verfahren
synchronisiert. Eine zeitlang war da im Schwange der Vorschlag, die steuer-
strafrechtlichen Verfahren als Annexverfahren zum Besteuerungsverfahren
zu gestalten und dann auch natürlich in die Jurisdiktionsgewalt der Finanz-
gerichte zu überführen. Die damalige Vorsitzende, des einschlägigen BGH-
Strafsenats, unsere jetzige Generalbundesanwältin, hatte in Dresden auf dem
Richter- und Staatsanwaltstag vehement widersprochen und mit Gründen,
die mich sehr überzeugt haben, nämlich, dass es natürlich Steuerstrafverfah-
ren gibt, die schwierige steuerrechtliche Fragen aufwerfen, für deren Beant-
wortung die Finanzrichter, die Finanzgerichte besser gerüstet wären als die
Wirtschaftsstrafkammern der Landgerichte oder gar der Amtsrichter, dass
das aber Ausnahmefälle sind und bei dem Gros der Fälle auch im Steuer-
strafrecht die Problematik auf dem Gebiet, sie haben das ja auch schon
implizit erwähnt, des Vorsatzes liegt und da fehlen die Erfahrung und das
Fingerspitzengefühl vielleicht eher der Finanzgerichtsbarkeit. Wenn man da
nicht einen Konnex schafft von Rechts wegen zwischen diesen beiden Ver-
fahren, weiß ich nicht, ob man eine gewisse Abstimmung institutionalisieren
kann. Die informelle Abstimmung zwischen den Gerichten wird nicht klap-
pen. Ich hielte das nicht für geradezu rechtswidrig, sich als Finanzrichter in
einem Verfahren zu sputen, weil ein Steuerstrafverfahren im Hintergrund
läuft, welches naturgemäß, wie Sie wissen, immer eilbedürftig ist. Aber es ist
natürlich schwierig unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung gegen-
über den möglicherweise zahlreichen Klägern, die zwar nicht im Hinblick
auf das Strafverfahren ein Interesse an beschleunigter Verfahrenserledigung
haben, aber etwa aufgrund anderer Gesichtspunkte, die fast genauso oder
noch gewichtiger sein können, weil ihre Existenz auf dem Spiel steht in den
berufsrechtlichen Verfahren und was man auch immer sich da denken kann.
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Dr. Randt

Ja, auch noch einmal ganz kurz von meiner Seite die Bestätigung. Natürlich
müssen Sie dann die Schätzung im Ursprung angreifen und fragen, ob sämt-
liche Schätzungsmethoden überhaupt zur Anwendung gekommen sind und
natürlich muss in einem strafrechtlichen Verfahren auch die Frage geklärt
werden, ob denn überhaupt ein Vermögenszufluss beim Steuerpflichtigen
festgestellt werden kann. Mit einem solchen Vortrag kann man selbstver-
ständlich gut arbeiten. Das Problem ist nur, dass in dem einen oder anderen
Verfahren der etwas überehrgeizige Fahnder arbeiten wird, der gedanklich
die Abschläge beim Finanzgericht schon antizipiert hat. Also insofern ist
man da manchmal in der Tat sehr schwierigen Konfliktlagen ausgesetzt.

Dr. Geuenich

Herr Randt, Sie hatten eben sehr plastisch einen Fall aus der Betriebsprü-
fung geschildert, wo die Betriebsprüfung für steuerstrafrechtliche Ermitt-
lungen instrumentalisiert wird und das am Beispiel der Strafschätzung fest-
gemacht. Ich hatte mich mit dieser Problematik ebenfalls beschäftigt und die
These aufgestellt, dass es immer besonders problematisch ist, wenn der
Betriebsprüfer quasi mit geschlossenem Visier die Betriebsprüfung zur
Gewinnung von Informationen nutzt, obwohl ihm bereits Erkenntnisse vor-
liegen, die schon nahe an einem strafrechtlichen Anfangsverdacht liegen.
Dies insbesondere dann, wenn auf diese Weise Erkenntnisse eingesammelt
werden, um nachher ein Steuerstrafverfahren reibungsloser durchführen zu
können. Wie kann man diese Fälle lösen? Ich habe dazu die These auf-
gestellt, dass in solchen Fällen ein steuerliches Verwertungsverbot analog
§ 136a StPO heranzuziehen sei, was jedoch der BFH in seiner Rechtspre-
chung unter Hinweis auf Artikel 3 Grundgesetz bisher abgelehnt hat, weil
der Steuerunehrliche nicht gegenüber dem Steuerehrlichen privilegiert sein
dürfe; man müsse also auch diese rechtswidrig gewonnenen Erkenntnisse im
Steuerverfahren zwingend verwerten. Mich würde insbesondere interessie-
ren wie Sie, Herr Rüsken, es als BFH-Richter sehen, ob man nicht in beson-
ders gelagerten Ausnahmefällen zu einem steuerlichen Verwertungsverbot
analog § 136a StPO kommen konnte.

Prof. Reiß

Herr Randt, Sie haben ja im Zusammenhang eben mit der sog. Strafschät-
zung die Frage eines steuerrechtlichen Verwertungsverbotes erörtert. Mich
würde interessieren, welchem Zweck ein solches steuerliches Verwertungs-
verbot dienen könnte. Wenn ich Ihr Beispiel nehme, Sie haben so nett for-
muliert, „der lässt die Hosen runter“. Dann offenbart er im Interesse des
Besteuerungsverfahrens, damit er nicht so viel Steuern zahlen muss, die
zutreffenden Dinge. So, das haben wir jetzt. Und welchen Sinn sollte dann
ein steuerrechtliches Verwertungsverbot machen?
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Dr. Randt

Ja, natürlich eine sehr berechtigte Frage und ich habe aus meiner praktischen
Erfahrung dazu auch eine Antwort, und zwar lautet diese Antwort:

Wir benötigen eine „Sanktion“, so will ich es mal nennen, die zu einer Dis-
ziplinierung führen soll. Ich will Ihnen einen plastischen Fall vorstellen.
Eine Betriebsprüfung wird in Gang gesetzt, nachdem vorher die Steuerfahn-
dung dem Betriebsprüfer Material an die Hand gegeben hatte. Es werden
verdeckte Beiakten geführt von der Betriebsprüfung zusammen mit der
Steuerfahndung, es werden unzulässige Auslandsermittlungen geführt, es
gibt den Versuch, Zeugen im Ausland zu vernehmen, es werden Dienstreisen
in diesem Verfahren unternommen, die zwar nicht abgerechnet wurden,
aber auch dem Zweck dienten, dem Strafverfolgungsinteresse gerecht zu
werden. Ich halte das für rechtsstaatlich nicht hinnehmbar, weil damit die
rechtliche Überprüfbarkeit von hoheitlichen Maßnahmen in Frage steht. Als
Verteidiger sind sie darauf angewiesen, dass solche verdeckten Ermittlungen
auf Grund eines Fehlers transparent werden. In dem Fall, von dem ich spre-
che, sind sie deswegen transparent geworden, weil bei einer 5.000-seitigen
Strafakte ein Blatt durchgestrichen war mit dem Hinweis „zur Strichakte“.
Diese Strichakte war diese verdeckte Akte, in der die verdeckten Ermitt-
lungsmethoden niedergelegt waren und nur weil wir da an der Stelle hartnä-
ckig nachgebohrt haben, sind uns diese Dinge überhaupt transparent gewor-
den und ich meine, dass auch auf der steuerlichen Seite eine Disziplinierung
für Fälle dieser Art einhergehen muss.

Prof. Seer

Ich habe an beide eine grundsätzliche Frage. Hätten Sie einen guten Vor-
schlag, wie wir diese beiden Verfahren voneinander entflechten können, d. h.
macht es Sinn, die Steuerfahndung von der Finanzverwaltung zu trennen.
Das ist aus meiner Sicht eine Fundamentalfrage. Was würde das im Folgen-
den bedeuten? Dann habe ich noch zwei Anmerkungen. Eine Anmerkung
zur Nachschau: Ein Problem ist sicherlich der Art. 13 GG, der schlecht
gefasst ist, weil nämlich die Abstufung von der Durchsuchung zu schlichten
Besichtigungsmaßnahmen dort nicht vernünftig geregelt ist und zu Friktio-
nen verfassungsrechtlicher Art führt.

Und dann im Übrigen. Was ist die Nachschau eigentlich? Man soll einen
Zustand besichtigen dürfen. Heißt der Zustand auch, dass ich mir den
Zustand der Buchführung über den äußerlichen Zustand hinaus angucken
kann, nur angucken darf, oder kann ich mir darüber hinaus auch den Inhalt
vergewissern? Wo ist dann noch die Abgrenzung zu einer echten Außenprü-
fung? D. h. also, beide Instrumentarien, sind vielleicht bei den Zoll- und Ver-
brauchsteuerrechten, wenn man sagt, ich will die Warenmenge, ich will den
Warenbestand greifen und mir angucken, noch nachvollziehbar ist, das wird
sehr schwer aus meiner Sicht, wenn ich mir vorstelle, ich gehe jetzt in irgend-
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ein Buchführungswerk o. ä., um z. B. die Ordnungsmäßigkeit einer Kassen-
buchführung durch Kassensturz und ähnlichen Methoden zu verifizieren.
Also, das erscheint mir ungeklärt und bis jetzt nicht richtig klar zu sein.

Und als Drittes, ich kommentiere ja auch den § 208 AO und habe mir lange
Gedanken gemacht, kann man den § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO in dem Sinne, wie
Sie es beide scheinbar favorisieren, auslegen. Ich meine, es bleiben aber doch
noch einige Fälle übrig, die klassisch in der Vorfeldermittlung liegen. Wie
würden Sie es einschätzen, wenn die Finanzbehörde also beispielsweise den
Steuerpflichtigen nicht kennt und Chiffreanzeigen sichtet? Es wird gesichtet
bei Ebay? Es wird gesichtet, einfach auch ohne jetzt genau zu wissen, was
nun letztlich dahinter steckt, aber – ich meine – im Sinne einer Steueraufsicht
ist das legitim. Man kann dann fragen, soll das die Steuerfahndung machen?
Aber wenn es die Steuerfahndung nicht tat, dann muss es m. E. eine andere
Finanzbehörde tun dürfen, so dass mir das nicht ganz einleuchten kann.
Und diese Vorfeldermittlung, die haben wir sonst auch. Denken Sie nur an
den ganzen Bereich der Internetkriminalität. Die Polizei soll gerade in einem
Bereich von Prävention und dann ggf. auch Repression gegen Kinderporno-
grafie im Internet vorgehen u. ä. Aber da muss sie auch im Vorfeldbereich
natürlich checken, wo könnte so etwas liegen und ähnliches muss die
Finanzverwaltung selbstverständlich auch tun dürfen. Da stellt sich nur die
Frage, wer aus der Finanzverwaltung.

Prof. Reiß

Ja, das ist auch eine meiner Fragen. Mir scheint es doch sehr problematisch
zu sein, den § 208 Abs. 1 Satz 3 AO in Richtung eines mehr oder minder
strafrechtlichen Anfangsverdachtes zu interpretieren. Im Übrigen, was Kol-
lege Seer schon gesagt hat: Eigentlich ist die AO etwas rechtsstaatlicher als
die Strafprozessordnung, indem sie nämlich in den Punkten, was die Auf-
gabenzuweisung betrifft, ausdrücklich darauf hinweist, dass unbekannte
Fälle, wie ich meine allerdings bei § 208 Abs. 1 Satz 3 AO zunächst im
Besteuerungsinteresse aufzuklären sind. In der Strafprozessordnung finden
wir übrigens vergleichsweise wenig zu dieser Vorfeldermittlung, Um es ehr-
lich zu sagen, wir finden gar nichts. Es gibt natürlich jede Menge Literatur
dazu und die Frage bei den strafprozessualen Vorfeldermittlungen ist doch
in Wahrheit die: Welche Belehrungspflichten bestehen hier gegenüber wem?
Ist das noch ein Zeuge, aus welchem Grund kann ich ihn wie in Anspruch
nehmen, muss ich ihn schon belehren etc. Und genau diese Fragen stellen
sich allerdings auch bei § 208 Abs. 1 Satz 3 AO. Dies aber erst, wenn es um
die Befugnisse geht, nicht wenn es – wie in § 208 Abs. 1 Satz 3 AO – um die
Aufgabenzuweisung geht.
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Rüsken

Es sind jetzt eine Menge Fragen aufgelaufen. Ich habe noch nicht beantwor-
tet die Frage, ob Angaben, die unter dem Druck einer Drohung oder einer
Strafschätzung gemacht werden, analog § 136a StPO einem Verwertungsver-
bot unterliegen. Da kann ich zwei Antworten geben. Die eine: Was die
Rechtsprechung des BFH angeht, ist so etwas bisher nicht gemacht worden
und meine Prognose wäre, dass man das wohl auch nicht machen wird. Bei
mir persönlich, wenn Sie das hören wollen, würden Sie eine wohlwollende
Prüfung dieses Gedankens erreichen, aber ich glaube nicht, dass er sich
durchsetzen wird.

Was die Frage der Entflechtung von Besteuerungs- und Steuerstrafverfahren
angeht, ich hatte da versucht, am Ende etwas dazu zu sagen. Das ist sicher
unter dem Gesichtspunkt der Transparenz der Verfahren und des Rechts-
schutzes sowohl des steuerrechtlichen wie des strafrechtlichen Rechtsschut-
zes, wünschenswert, das zu tun. In dem Sinne zu entflechten, dass man sie in
ein Abhängigkeitsverhältnis bringt, Annexverfahren aus dem einen oder dem
anderen macht. Aber es hat natürlich die Schwierigkeit, dass es entweder zu
einer Privilegierung des Steuerstraftäters oder des Betreffenden als Steuer-
pflichtigen führt. Also solange man sowohl die strafrechtliche Gleichbehand-
lung wie die steuerrechtliche Gleichbehandlung uneingeschränkt gewährleis-
tet sehen will, sehe ich für echte Entflechtungsversuche wenig Chancen.

Die Nachschau zoll- und verbrauchsteuerrechtlicher Art ist in der Tat waren-
bezogen, das war Ihre Frage, Herr Professor Seer, und die umsatzsteuerrecht-
liche Nachschau ist es nicht und deshalb habe ich Zweifel, dass bei aller
Gleichartigkeit der Gesetzesformulierung die umsatzsteuerrechtliche Nach-
schau deutlich ihrem Gegenstand nach über die verbrauch- und zollrecht-
liche Nachschau hinausgeht, weil sie sich eben nicht nur auf die vorhandenen
Warenbewegungen bezieht, sondern den umsatzsteuerlichen Unternehmer
unter eine umfassende, zukunftsbezogene Steueraufsicht stellt.

Die letzte Frage war: Wer geht denn eigentlich diesen Verdachtsfällen nach
bei Chiffreanzeigen, Ebay-Handel und dergleichen? Irgendjemand muss das
doch tun dürfen. Ich kann mir eigentlich auch nicht so ganz vorstellen, viel-
leicht fehlt mir da im Augenblick die Phantasie, dass das Fälle sein sollen,
die keinen strafrechtlichen Anfangsverdacht beinhalten, also wirklich nur
steuerverfahrensrechtliche Bedeutung haben. Aber wäre es wirklich, wenn
es denn solche Fälle in nennenswertem Umfange gibt, denn so schlimm,
wenn das im Sinne einer klaren Funktionsabgrenzung nicht die Fahndungs-
stellen täten, sondern die anderen, die allgemeine Finanzverwaltung, das
Finanzamt? Das kann man doch machen, das ist ein Organisationsproblem.
Ich glaube, man muss sich nur darüber im Klaren sein, was man will, und
wenn man unterhalb einer Verdachtsschwelle Ermittlungen für geboten hält
und das die staatliche Grundausrichtung sein soll, dann muss man das viel-
leicht so machen, dass dafür die Fahndung notwendig ist.
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Ich würde nur sagen, dann muss es auch in der entsprechenden Klarheit ge-
regelt sein und dann muss das Verständnis darüber vorhanden sein, dass wir
bei § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO eine strafrechtliche Tatverdachtslage gleichsam
unterstellen. Denn ich kann mir auch nur schwer Situationen vorstellen, wo
man einen unbekannten Steuerfall sucht, der eben ausschließlich eine steuer-
rechtliche und keine strafrechtliche Bedeutung haben soll. Deswegen hätte
ich keine grundsätzlichen Bedenken, dass man sich so entscheidet, aber dann
bitte auch in der Klarheit und mit dem Hinweis, dass derjenige, der dann
möglicherweise Verdächtiger ist und um Auskunft ersucht wird, auch die
entsprechenden strafprozessualen Rechte zugesprochen bekommt.

Neuhaus

Ich wollte noch einmal was zum Verwertungsverbot sagen. Wir haben ja
nicht nur Aussageverweigerungsrechte im Strafrecht, sondern auch im Steu-
errecht. Angehörige brauchen keine Auskunft zu geben und müssen darüber
auch belehrt werden. Weil sich aus der Nichtbeachtung dieser Vorschrift
aber kein Verwertungsverbot ergibt, wird diese Regelung von Betriebsprü-
fern völlig ignoriert. Da sagt der Prüfer von vornherein, das mache ich nicht,
denn es ergeben aus diesem Fehlverhalten ja keine Konsequenzen. Ich halte
es für überaus bedenklich, wenn hinter einer Vorschrift keine Sanktion steht,
und es damit im Belieben des einzelnen Beamten steht, ob eine gesetzliche
Vorschrift beachtet oder nicht.

Zum anderen eine Frage an Sie Herr Rüsken zur Nachschau. Ich habe per-
sönlich erlebt, dass die Nachschau im Rahmen des Strafverfahrens bei der
Durchsuchung eingesetzt wurde. Der Durchsuchungsbeschluss betraf nur
die Vergangenheit. Dann wollte die Fahndung aber auch die aktuellen Buch-
haltungsunterlagen einsehen. Das ist verweigert worden und dann hat die
Fahndung einen Mitarbeiter des zuständigen Finanzamtes geholt, der im
Rahmen der Nachschau die aktuellen Buchhaltungsunterlagen geprüft hat.
Ist das nicht eine völlig zweckfremde Nutzung dieser Norm und was hat das
für Folgen?

Rüsken

Eine Lex imperfecta ist immer ein zweifelhaftes Instrument. Aber das ist
wieder ein Appell an den Gesetzgeber, der ohnehin schon stark in Anspruch
genommen worden ist von uns. Ich sehe den Stein des Anstoßes bei dem
zweiten Problem noch nicht so ganz. Wenn ich einen Durchsuchungs-
beschluss habe, kann ich natürlich nur im Rahmen dieses Durchsuchungs-
beschlusses tätig werden. Dass der aber nun eine Sperrewirkung dahin ent-
falten soll, dass nicht die Voraussetzungen vorliegen, eine Nachschau
anzuschließen oder parallel dazu durchzuführen, das ist mir noch nicht ganz
klar, woraus sich das ergeben soll.
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Bei dem Beispiel von Herrn Reiß besteht, das Bedürfnis an sich nicht, mit
dem Instrument der Nachschau zu arbeiten. Wenn der Vorwurf lautet Steu-
erhinterziehung 2001 bis 2005, dann brauche ich für diese Jahre den Durch-
suchungsbeschluss, aber ich kann die aktuellen Zeiträume ja auch eigenstän-
dig im Bereich der Umsatzsteuer mit einem Strafverfahren belasten, denn
jeder Voranmeldungszeitraum stellt eine eigene Steuerverkürzung dar und
wenn der Verdacht so weit reichte, wäre es auch möglich, für diese Zeit-
räume im Strafverfahren tätig zu werden.

Da stellt sich für mich gar nicht die Notwendigkeit der Nachschau, sondern
ich hätte als Fahndungsbeamter dann gesagt, wenn ich Verdacht wegen der
Umsatzsteuer 2006 habe und ich habe einen Sachverhalt, der durchläuft,
dann würde ich selbstverständlich auch für die Umsatzsteuer der aktuellen
Zeiträume ein strafrechtliches Verfahren einleiten.

Oder der Durchsuchungsbeschluss hätte von vornherein weiter gefasst wer-
den können, denn man hätte die umsatzsteuerlichen Sachverhalte ja, wegen
der aus Sicht der Fahndung falsch abgegebenen Voranmeldungen, von vorn-
herein strafrechtlich belasten können. Somit wäre nur noch die Frage, ob
ohne richterlichen Beschluss Gefahr im Verzug anzunehmen ist und ich
ohne formellen Beschluss auch beschlagnahmen kann, das wäre auch mög-
lich. Die Nachschau war dafür gar nicht notwendig.

Dr. Bartone

(Finanzgericht des Saarlandes): Gestatten Sie mir vielleicht noch eine kurze
Anmerkung zu § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO, Herr Randt. § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO
verknüpfen Sie immer notwendigerweise mit strafrechtlichen Ermittlungen.
Ich meine aber, das ist eher eine Norm, die wir vielleicht, wenn wir in poli-
zeirechtlichen Kategorien denken, dem Gefahrerforschungseingriff zuord-
nen können und sagen können, dass in den hiervon erfassten Fällen ja erst
einmal ermittelt wird, ob sich überhaupt ein Anfangsverdacht ergibt. Ich
meine, das ist nicht deckungsgleich mit dem konkreten Anfangsverdacht.
Und zum zweiten, was das Auseinanderfallen von steuerrechtlichen und
strafrechtlichen Ermittlungen anbelangt, so haben wir m. E. sehr wohl Fälle,
in denen wir schon ermitteln, ob die Straftat begangen ist, aber die wegen
Verjährung nicht mehr verfolgt werden kann. Wenn in einem Fall wegen
strafrechtlicher Verjährung ein Strafverfolgungshindernis eintritt, haben wir
im Hinblick auf die steuerliche Seite immer noch den § 169 Abs. 2 Satz 2
AO, der die 10-jährige steuerrechtliche Verjährungsfrist festlegt, soweit eine
Steuer hinterzogen wurde, und können dann ja durchaus überprüfen, ob
§ 370 AO erfüllt ist, allerdings ausschließlich nach steuerrechtlichen
Gesichtspunkten.
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Dr. Randt

Und genau da liegt der entscheidende Punkt, nämlich mit den Mitteln der
Abgabenordnung und nicht mit den Mitteln von Durchsuchung und
Beschlagnahme und Haftbefehl, was einen entscheidenden Unterschied dar-
stellt. Und Sie haben natürlich Recht, wenn sie sagen, dass die Deckungs-
gleichheit zwischen hinreichendem Anlass nach § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO und
Tatverdacht so nicht der überwiegenden Auffassung entspricht. Bei mir hat
sich dieses Bild deswegen verdichtet, weil die Fälle, die Gegenstand eines
Auskunftsersuchens waren, auch immer im Nachgang oder parallel straf-
rechtliche Bedeutung hatten. Daher bleibt an restlichen Fallsituationen
außerhalb eines strafrechtlichen Vorwurfs nicht viel oder gar nichts.

Rüsken

Aus meiner Sicht noch ein Wort dazu. Natürlich spricht nichts zwingend
dagegen, eine Institution wie die Steuerfahndung auch mit solchen Ermitt-
lungen, wie Sie sie angesprochen haben, zu betrauen. Nur, der Wortlaut des
Gesetzes lässt diese Möglichkeit sicher offen, lässt aber auch andere Mög-
lichkeiten offen. Wenn wir das Bestreben haben – und ich sagte ja, ich denke
auch der BFH betrachtet diese Doppelfunktion der Steuerfahndung als ver-
fassungsrechtlich hinnehmbar, aber natürlich als problematisch – wenn wir
das Bestreben der Entflechtung, um ihr Wort aufzugreifen, haben, dann
wäre es natürlich schon ein Wort, eben den § 208 Abs. 1 Nr. 3 AO in diesem
von uns jetzt hier favorisierten, allerdings nicht vom BFH aufgegriffenen
Sinne einschränkend zu interpretieren und diese Dimension polizeilicher
Tätigkeit, die Sie angesprochen haben, eben nicht der Steuerfahndung zu
übertragen.

Schlusswort von Prof. Seer

Ja, meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen jetzt nicht noch eine lange
Zusammenfassung zumuten. Ich meine, die beiden Tage haben gezeigt, dass
es wirklich an der Zeit war, dass wir uns mit dem Gesetzesvollzug beschäf-
tigt haben. Ich möchte gleichermaßen beiden Tagungsleitern, Herrn Wid-
mann, sehe ich hier auch noch, ebenso wie Ihnen, Herr Dr. Korte, danken,
dass Sie uns so souverän durch die beiden Tage geführt haben. Gleichzeitig
möchte ich mich ganz herzlich bei allen Referenten, mich nehme ich aus,
hier an der Stelle für Ihre Vorträge bedanken, die, da nehme ich mich wie-
derum aus, uns einen sehr instruktiven Einblick gegeben haben. Danken
möchte ich vor allem auch Ihnen, die so lange jetzt hier zusammen waren.
Ich glaube es hat sich schon jetzt bewährt, dass wir die Mittagspause kürzen
und zugleich auch mehr zusammenbleiben und diskutieren können. Das
möchte ich auch in Bochum so beibehalten, so dass wir auch dort den Nach-
mittag in der entsprechenden Weise nutzen. Jetzt habe ich noch eine letzte
Bitte, vielleicht Michael, ich sehe dich, könntest du mal gucken, ob die Frau
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Verhoeven vom Otto-Schmidt-Verlag noch da ist? Ich möchte ihr für die
sehr schöne Organisation dieser Tagung danken. Die Dame vom Otto-
Schmidt-Verlag hat die Geschäftsstelle das ganze Jahr über, wie ich finde,
sehr zuverlässig betreut und sich wirklich sehr engagiert. Ihr möchte ich
jetzt hier an dieser Stelle ebenfalls danken. Zum Glück, Frau Verhoeven,
eben konnte ich Sie nicht sehen, kommen Sie doch bitte mal zu mir.

Im Namen der gesamten Gesellschaft möchte ich Ihnen für die zuverlässige
Betreuung dieser zwei Tage ganz herzlich danken. Eine Kleinigkeit, die Sie
vielleicht auch mit nach Hause tragen können anstelle von Blumen, die den
Transport nach Köln vielleicht nicht überstehen würden. Ich glaube, es pas-
sieren immer wieder Kleinigkeiten, es fehlt dann vielleicht mal irgendwann
die Adresse einer Laube für manche, die dann herumlaufen oder stehen nicht
an der richtigen Stelle oder ähnliches. Aber man muss eines sagen, verwalten
Sie einmal 1030 Personen, die auch noch alle zufrieden sein wollen, und
organisieren Sie solch eine Tagung. Wir können glücklich sein, dass Frau
Verhoeven das so zuverlässig Jahr für Jahr für uns besorgt.

Im Übrigen: Im nächsten Jahr werden wir in Bochum sein, also wenn Sie es
so wollen, seien Sie bei mir an der Ruhr-Uni, auf dem Campus zu Gast. Wir
hoffen, dass wir auch gute Gastgeber für Sie sein werden. Der Pott kocht,
das haben Sie vielleicht schon häufiger mitbekommen, auch die Süddeut-
schen unter Ihnen. Es lohnt sich durchaus, in das Ruhrgebiet zu kommen.
Die Schlote rauchen nicht mehr so sehr, es ist deutlich grüner, die Luft ist
besser geworden, der Kragen bleibt länger weiß als es früher der Fall war.
Also, trauen Sie sich ruhig nächstes Jahr zu uns zu kommen und im Übrigen
wünsche ich Ihnen einen schönen und vor allem sicheren Heimweg. Danke.
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1. Vorbemerkung

An den Referenten hat es gewiss nicht gelegen, dass die Jahrestagung 2007
der DStJG in Stuttgart im Vergleich zu manchen früheren Tagungen auffällig
wenige Vertreter der steuerberatenden Berufe anzog; auch die großen Steu-
erkanzleien waren nur vereinzelt vertreten. Dass ebenfalls nur wenige Ange-
hörige der Steuerverwaltung anwesend waren, ist sicher nicht auf das Thema
zurückzuführen, sondern eher damit zu erklären, dass es seit jeher der
DStJG nur in beschränktem Ausmaß gelungen ist, Steuerverwaltungsbeamte
an sich zu binden. Wie ist dieser Befund zu deuten?

Könnte es sein, dass die Beraterschaft als Vertreter der Steuerpflichtigen – laut
Schmidt in Niederbayern von Finanzamtsbediensteten mitunter – respektlos,
verniedlichend oder gar liebevoll-mitleidig? – auch „Pflichtel“ genannt – mit
dem gegenwärtigen Vollzug der Steuergesetze durch die Verwaltung sich
durchaus in einem Rechtsstaat wähnt, dessen steuerliche Verwaltungsemana-
tionen kaum kritikwürdig sind? Immerhin hat Seer1 unter der bezeichnenden
Überschrift „Vitalfunktion der steuerberatenden Berufe“ ohne Widerspruch
festgestellt, dass ohne die „selbstregulierende“ Einbindung der steuerbera-

1 Siehe in diesem Band S. 34.



tenden Berufe in die Steuererklärungsarbeit der Steuerstaat längst zusam-
mengebrochen wäre.

Und meinen maßgebliche Verwaltungslenker womöglich, von der Wissen-
schaft nicht profitieren zu können? Verschreckt die unübersehbare Domi-
nanz der Wissenschaft und der FGbarkeit in der DStJG gar die Finanzbeam-
ten?

Wir wissen es nicht. Aber nach der Stuttgarter Tagung stünde jedenfalls fest,
dass solche Art Deutungen nicht haltbar wäre.

2. Rechtfertigung des Generalthemas

Falls es überhaupt einer Rechtfertigung für das Generalthema bedurft hätte,
dem derzeitigen Vorsitzenden Seer ist sie schon bei der Eröffnung der
Tagung und dann auch in seinem anschließenden Referat überzeugend
gelungen.2 Die anderen Referate haben bestätigt, dass es sich nicht nur aus
wissenschaftlicher Sicht lohnt, den Verästelungen nachzuspüren, die ein
Massenfallrecht im Vollzug kennzeichnen.

Es wurde alsbald und dann durchgehend bis zum Ende der Tagung immer
deutlicher, welche enge und unauflösbare Bindung zwischen dem Vollzug
des Steuerrechts und seiner materiellen Normenstruktur besteht. Drüen3

machte dies besonders augenfällig am Beispiel der Umsatzsteuer und der
besonderen Verbrauchsteuern, wo das Gesetz zwar den privaten Konsum
belasten möchte, aber wegen der praktischen Unmöglichkeit, den Steuerträ-
ger zum Steuerpflichtigen zu machen, sich an den Unternehmer, den Pro-
duzenten oder den Händler der verbrauchsteuerpflichtigen Waren als Steu-
erpflichtigen hält. Insofern wird also manche Steuerart unmittelbar bereits
bei der Definition und Ausgestaltung ihrer steuerbaren Tatbestände durch
die realen Vollzugsmöglichkeiten geprägt.

3. Die Rolle des Gesetzgebers

Als erstes ist hinsichtlich der Fragen der Vollziehbarkeit von Gesetzen
selbstverständlich der Gesetzgeber selbst gefordert: Er hat stets die Möglich-
keiten der Vollziehbarkeit seiner Gesetze durch die Gesetzesunterworfenen
zu bedenken, denn die Norm und ihr Vollzug stehen in einer vom Gleich-
heitssatz diktierten Wechsel-Beziehung. Der Auftrag der Verwaltung zum
gleichmäßigen Vollzug wird begrenzt durch das Übermaß- und das Unter-
maßverbot. Das bedeutet, dass in der konkreten Umsetzung des Legalitäts-
prinzips gem. § 85 AO einerseits die Verifikation der Steuererklärungen des

2 Siehe in diesem Band S. 1 ff., S. 7 ff.
3 Siehe in diesem Band S. 184.
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Bürgers durch die Verwaltung in einem Umfang sicherzustellen ist, dass die
Bürger zwar selbstverständlich nicht schikaniert werden, aber auch völlig
klar und unzweifelhaft wird, dass die Kontrolle der Angaben auch tatsäch-
lich in einem transparenten Umfang stattfindet. Nur wenn sich der ehrliche
Bürger darauf verlassen kann, dass er nicht der „Dumme“ ist im Verhältnis
zu den unehrlichen, lässt sich überhaupt von rechtsstaatlichem Vollzug spre-
chen. Insbesondere die Vermeidung des Untermaßes ist also gegenwärtig
besonders zu forcieren, denn Vollzugsdefizite als Beeinträchtigung der
Unausweichlichkeit eines Steuertatbestandes lassen sich gleichheitsrechtlich
nicht rechtfertigen. Das war das u. a. Credo von Seer4, der damit auf all-
gemeine Zustimmung stieß. Was gäbe es auch dagegen zu sagen?

4. Das Phänomen des Massenfallrechts

Damit ist die Bewältigung der Fallzahlmengen das zentrale Problem für die
Administration der Steuerrechtsnormen. Das dabei zu wahrende Gebot der
Verwaltungsökonomie ist angesichts der angespannten Personallage in der
Finanzverwaltung vielleicht noch relativ leicht einzuhalten bezüglich der
absoluten Kosten, welche die Steuerverwaltung auslöst. Zur Personallage
wies Seer darauf hin, dass Deutschland im internationalen Vergleich durch-
aus nicht so schlecht dasteht, wie dies oft dargestellt wird.5 Aber viel ent-
scheidender ist doch, wie der Fiskus seine Ressourcen tatsächlich einsetzt.
Da muss man mit dem Einsatz der preiswerten elektronischen Kommunika-
tionsmöglichkeiten dafür sorgen, dass die teuren personellen Tätigkeiten
sich auf die Felder konzentrieren, welche das elektronisch unterstützte Risi-
komanagement aus der Masse der Erklärungen herausfiltert. Schmidt6

konnte hier auf vielversprechende Ansätze in der gegenwärtigen Praxis bei
den verschiedensten Steuerarten verweisen.

Die Sicherheit der elektronischen Datenverarbeitung erlaubt heute schon
die Übermittlung der Steuererklärung auf elektronischem Weg. Das Projekt
Elster –die elektronische Steuererklärung – stellt dies täglich vielfach unter
Beweis, wenngleich Schmidt7 zu seinem Bedauern davon berichten musste,
dass die Akzeptanz dieses Verfahrens noch nicht groß genug ist. Deshalb
sollte der Weg bei der Einkommensteuer hin zur Selbstveranlagung gehen,
wobei die Bürger dabei mit dem Finanzamt und dieses mit ihnen elektro-
nisch kommunizieren. Das war auch schon die Vorstellung von Seer.8
Immerhin verfährt die Umsatzsteuer und auch die Lohnsteuer – beide brin-
gen dem Fiskus unter allen Steuerarten bekanntlich die höchsten Aufkom-

4 Siehe in diesem Band S. 13 ff.
5 Siehe in diesem Band S. 9 ff.
6 Siehe in diesem Band S. 43 ff.
7 Siehe in diesem Band S. 52 ff.
8 Siehe in diesem Band S. 31 ff.
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men – seit einigen Jahren so ohne große Probleme. Allerdings ist dies jeweils
kombiniert mit einer raschen und anlassbezogenen Prüfungsorganisation in
Form der Lohnsteueraußenprüfung und der Umsatzsteuer-Sonderprüfung.
Diese Prüfungsdienste werden nicht wie die allgemeine Außenprüfung nach
einem bestimmten Turnus oder Prüfungsgeschäftsplan tätig. Vielmehr fin-
den die Prüfungen sofort statt, wenn sich dafür eine vom Innendienst des
Finanzamtes erkannte Notwendigkeit ergibt. Deshalb sind die vom Bundes-
rechungshof errechneten Durchschnittszahlen zur Häufigkeit dieser Prü-
fungen wenig hilfreich und sogar irreführend, wenn z. B. dargelegt wird, es
finde durchschnittlich nur alle 50 Jahre bei den Unternehmen eine Umsatz-
steuer-Sonderprüfung statt9.

5. Großzügige Pauschalregelungen zur Vermeidung
der Verifikationsnotwendigkeit

Der Gesetzgeber kann (und sollte) die im Massenfallverfahren angelegten
Vollzugsdefizitgefahren dadurch minimieren, dass er mit großzügigen Pau-
schalen die Notwendigkeit einer besonderen Verifikation von Beträgen, die
der Steuerpflichtige sonst einzeln zusammenstellen muss, überflüssig macht.
Auch die Notwendigkeit der Belegvorlage kann dann entfallen. Zugleich
wird damit der Möglichkeit der ausschließlichen elektronischen Kommuni-
kation zwischen Bürger und Finanzamt der Weg geebnet. Materiell bleibt
dann eben jeweils nur noch die Grundfrage zu prüfen, ob ein Steuerpflichti-
ger die Pauschale zu Recht geltend macht; besondere zahlenmäßige Ermitt-
lungen werden aber nicht mehr erforderlich. Mitnahmeeffekte muss der
Gesetzgeber dabei in Kauf nehmen; das ist unbedenklich, solange die Pau-
schalen realitätsgerecht sind.

Die Erhebung der Steuer an der Quelle mit abgeltender Wirkung, wie sie ab
dem Jahr 2009 bei bestimmten Kapitaleinkünften vorgesehen ist, bringt nur
auf den ersten Blick eine Entlastung für die Verwaltung, denn die Ausnah-
men von der Quellensteuer sind vielfältig und mit dem Wahlrecht zur Ver-
anlagung, die insbesondere vorteilhaft ist, wenn der persönliche Steuersatz
unter dem Einheitsquellensteuersatz von 25 v. H. liegt, lässt viele Vorteile
einer breit wirkenden abschließenden Abgeltungssteuer wieder wegfallen.

Besonders auffällig wird bei der Abgeltungssteuer das Spannungsfeld zwi-
schen der Absicht des Gesetzgebers zur breiten und anonymen Erfassung
von Kapitaleinkünften und dem jeder Schedule anhaftenden Makel der
Privilegierung – oder auch Diskriminierung – einer bestimmten Einkunftsart
gegenüber anderen. Welchen Preis für diese Wirkung die Verfassung noch
toleriert, lässt sich kaum zuverlässig definieren. Insofern war die Begeiste-

9 Siehe die von Schleicher (in diesem Band S. 67) erwähnten Festestellungen des Bun-
desrechnungshofes aus dem Jahr 1998.
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rung für die künftige Abgeltungssteuer auf der Tagung nicht sehr ausgeprägt;
das zeigte sich in vielen Pausengesprächen, deren Ermöglichung für viele
Teilnehmer ein unschätzbarer Reiz solcher Tagungen ist. Nur so lässt sich
die Mühe der Tagungsleiter erklären, die Teilnehmer nach den Pausen immer
wieder zur Ruhe zu bringen.

6. Mitwirkungspflichten der Steuerbürger

Über die soeben angesprochenen eher allgemeinen Überlegungen zu den
Ursachen der Vollzugsprobleme im Alltag bestand auf der Tagung, wie die
zahlreichen Diskussionsbeiträge gezeigt haben, eigentlich weitgehend Einig-
keit.

Streitig wurde es mitunter, wenn die konkreten Ausgestaltungen von Rech-
ten und Pflichten der Bürger und der Verwaltung angesprochen wurden:

Was ist zumutbar an Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten? Wel-
chen Umfang darf die Inanspruchnahme Dritter für die Abführung von
Steuern, z. B. der Banken im Zusammenhang mit der Quellensteuer auf Kapi-
taleinkünfte, annehmen, wenn die Verifikation von Kapitaleinkünften ein-
schließlich bestimmter Veräußerungsgewinne verfassungskonform sicher-
gestellt werden muss? Welchen Sinn macht die Kontenabfrage, um die es
soviel Streit gab? Schmidt10 konnte zu dieser Frage eindrucksvolle Ergeb-
nisse aus Bayern vorlegen, die sicher repräsentativ für das gesamte Bundes-
gebiet sind.

Da darf es nicht wundern, dass sich die Meinungen zu diesen weitreichenden
Problemfeldern erkennbar oft auch vor dem Hintergrund persönlicher
Betroffenheit und Problemnähe herauszubilden schienen.

7. Vollzugsdefizite

Der durchaus nahe liegenden Gefahr, dann die Verwaltung mit ihren teilwei-
sen nicht zu bestreitenden – aber oft auch kaum vermeidbaren – Vollzugsdefi-
ziten zum Hauptangeklagten der Tagung zu machen, haben alle Referenten
und Diskussionsredner in bemerkenswerter Einheitlichkeit und mit großer
Fairness widerstanden. Bei den Angehörigen der Verwaltung, soweit sie sich
auf der Tagung geäußert haben, ist dies bestimmt nicht weiter erstaunlich,
aber auch der Bundesrechnungshof hat in seinen von Schleicher vorgestellten
vielfältigen Untersuchungen11 eine primäre Ursache der Defizite in der über-
komplizierten Steuerrechtsmaterie gefunden. Seine Empfehlungen zur wei-
teren Elektronisierung der Abläufe mit bundesweit kompatibler Software

10 Siehe in diesem Band S. 44.
11 Siehe in diesem Band S. 70 ff.
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und seine Forderung nach einem effizienten Risikomanagement können die
Verwaltung nur weiter ermutigen. Sie tadeln die bisherigen eingeschlagenen
Wege zur Verwirklichung der bundesweit abgestimmten Zielvorstellungen
aber nicht und sie sind insoweit auch nicht wirklich originell. Schmidt und
Schleicher waren sich insofern in vielen Analysen einig, die teilweise auch
schon Seer angestellt hatte.

Freilich gab es in der Vergangenheit leider eher unerfreuliche Disharmonien
zwischen Bund und Ländern bei der Bewältigung der praktischen Umset-
zungsprobleme einer modernen und leistungsfähigen Datenverarbeitung mit
bundesweiter Vernetzung; ein nicht nur Insidern bekanntes Stichwort zum
Scheitern durchaus guter Ansätze in der Praxis, das auch auf dieser Tagung
erwähnt wurde, lautet u. a. FISKUS.

Wer die öffentlichen Debatten über die Effizienz der Steuerverwaltung in
den letzten Jahren verfolgt hat, konnte nicht erstaunt sein, dass sich die Fra-
ge, ob der föderale Aufbau der Finanzverwaltung in Deutschland zuträglich
oder wenigstens erträglich hinsichtlich des rechtsstaatlichen Vollzugs sei,
sich wie ein roter Faden durch die Tagung zog. Mit einem musikalischen
Bild könnte man auch von einem Leitmotiv oder einem Refrain in den Refe-
raten und Diskussionen sprechen, denn dieses (bisher) grundgesetzlich, vgl.
Art. 108 GG, vorgegebene Strukturelement der Steuerverwaltungsorganisa-
tion in Deutschland ist Ausgangspunkt nahezu aller Überlegungen, wie sich
die geltende Situation zum besseren verändern lassen könnte.

8. Könnte eine Bundessteuerverwaltung die Vollzugsdefizite verringern?

Das Plädoyer von Schleicher12 für die Einführung einer Bundessteuerver-
waltung, das vom Bundesrechnungshof ebenso wie vom Bundesfinanz-
minister und der SPD-Bundestagsfraktion seit langem immer wieder vor-
getragen wird, war zwar unterlegt mit vielen Erkenntnissen über Mängel im
konkreten Vollzug mancher Vorschriften, die der Bundesrechnungshof bei
der Prüfung so unterschiedlicher Materien in den Finanzämtern wie z. B. der
Erhebung der Umsatzsteuer im Abzugsverfahren, der Behandlung von Ver-
lustzuweisungen in der Schifffahrt, der Besteuerung des Rotlichtmilieus
oder der Besteuerung der Einkunftsmillionäre gewonnen hat. Da lassen sich
selbstverständlich unzählige Fehler in Einzelfällen aufführen, denn wo auch
immer Menschen handeln, wird es Fehler geben. Diese Erkenntnis, die auch
vom Bundesrechungshof immer wieder gleichsam versöhnlich vermittelt
wird, ist aber doch eigentlich zu banal und bringt keine wirkliche Abhilfe
oder Fortschritt in der Sachdebatte. Es ist beim Referat von Schleicher vielen
Teilnehmern wohl nicht recht klar geworden, nach welchen strategischen
Ansätzen der Bundesrechnungshof seine Prüfungsfelder auswählt und wie

12 Siehe in diesem Band S. 78 ff.
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er mit diesen Ansätzen den für die Leitung und Lenkung der Verwaltung
zuständigen Behörden in den Ländern schon im Vorhinein Hilfestellung bei
der Schaffung der organisatorischen Vorkehrungen geben will, damit sich
diese Fehler nicht häufen oder wenigstens nicht wiederholen. Der Bundes-
rechnungshof hat bei vielen strategischen Fragestellungen anscheinend oft
auch nur die Sicht von außen auf die Länderverwaltungen.13

So wurde wohl auch für einen großen Teil des Auditoriums kaum deutlich,
warum es bei einer Bundessteuerverwaltung weniger Fehler im Vollzug
geben sollte als bei der derzeitigen föderalen Struktur. Denn die Finanzämter
müssten ja weiterhin die gleiche, weiterhin viel zu komplizierte Materie ver-
walten und es wären die gleichen Beamten, die nur eben ihr Gehalt von
einem anderen Dienstherrn bezögen. Die Ausbildung z. B., die schon jetzt
bundeseinheitlich nach dem Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz stattfindet,
gilt bei den Befürwortern der Bundessteuerverwaltung als nicht reformbe-
dürftig.

Ganz ohne Häme darf erwähnt werden, dass der Bundesfinanzminister
wohl Schwierigkeiten haben dürfte, eine derzeit reibungslos arbeitende
große Bundesverwaltung als Vorbild oder gar Beleg für die zu erwartenden
Effizienzgewinne durch eine Bundesteuerverwaltung zu benennen. Die
Arbeitsverwaltung, die am ehesten von der Größenordnung her als Ver-
gleich in Betracht kommt, dürfte kaum vorbildlich sein. Und auch die
Expertise des Bundes bei den sog. IT-Projekten scheint nicht sehr gut ent-
wickelt. Das zeigt sich derzeit u. a. bei der nicht einzuhaltenden Terminpla-
nung zum einheitlichen Identifikationsmerkmal gem. § 138a AO, bei dem
das zuständige Bundeszentralamt für Steuern offenbar personell völlig über-
fordert ist. Die ähnlichen Probleme bei der IT-Modernisierung der Bundes-
wehr sind auch bekannt; die immer wieder vom Bund in Erinnerung geru-
fene Glücklosigkeit des bereits oben erwähnten Projekts „FISKUS“ in der
Steuerverwaltung ist zwar nicht zu bestreiten, wäre aber nach den erwähnten
Erfahrungen auch bei einer Bundesteuerverwaltung möglicherweise nicht
viel besser gelaufen. Übrigens war der Bund am „FISKUS“ beteiligt. Immer-
hin konnte Schmidt14 berichten, dass die Länder mit dem Projekt „KON-
SENS“ bei der länderübergreifenden Automatisierung gegenwärtig gut
vorankommen.

Es fällt auch auf, dass die vom Bundesfinanzminister erwarteten Effizienzge-
winne einer Bundessteuerverwaltung auf der Überlegung beruhen, dass die
Qualität der Bundessteuerverwaltung dann ungefähr auf dem Niveau der
derzeit besten vier Länderverwaltungen liegen werde. Abgesehen davon,
dass es keine wirklich verlässlichen Maßstäbe dafür gibt, wie gut eine Verwal-
tung arbeitet – Statistiken über Fallzahlerledigung, Bearbeitungsdauer oder

13 So auch Hahn, StuW 2007, S. 372.
14 Siehe in diesem Band S. 52 ff.
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gewonnene Rechtsmittel u. Ä. geben z. B. keine klaren Beurteilungsmöglich-
keiten in dieser Hinsicht –, spricht wenig dafür, dass der Wegfall des Wett-
bewerbs, der derzeit zwischen den Länderfinanzverwaltungen stattfindet,
z. B. im Rahmen des sog. Leistungsvergleichs, eine schlagkräftigere Verwal-
tung kreieren könnte. Übrigens wären auch bei einer Bundesteuerverwaltung
unterschiedliche Antworten auf Anträge auf verbindliche Auskünfte durch
verschiedene Finanzämter nicht ausgeschlossen, denn die zentrale Steuerung
für ganz Deutschland durch eine Bundesbehörde verhindert nicht unter-
schiedliche Ergebnisse durch die (weiterhin zuständige) Ortsinstanz im Ein-
zelfall.

Es konnte nicht ausbleiben, dass sich hier eine deutliche Frontstellung zwi-
schen den Bemerkungen von Schleicher und dem Referat von Schmitt15

abzeichnete. Und daher überraschte es auch nicht, dass der baden-württem-
bergische Finanzminister Stratthaus in seiner humorvollen Ansprache beim
abendlichen Empfang im Stuttgarter Rathaus nach dem ersten Sitzungstag
ein selbstbewusstes Bekenntnis zur Beibehaltung der Länderfinanzverwal-
tungen abgab, weil diese sich selbst verbessern können.

Es wird interessant und für die mehr als einhunderttausend Angehörigen der
Länderverwaltungen als Betroffene gewiss auch spannend und manchmal
sogar existentiell sein, was dazu bei den derzeitigen Beratungen zur Moder-
nisierung der bundesstaatlichen Ordnung zum Schluss herauskommt.

9. Steuervollzug zur Wirtschaftslenkung?

Schmitt16 legte großen Wert auf die Feststellung, dass der Bundesrechnungs-
hof für seine wiederholte Behauptung, die Länderfinanzverwaltungen betrie-
ben mit Einzelfallentscheidungen im praktischen Vollzug auch absichtsvoll
Wirtschaftsförderung für ihre jeweilige Region, keinerlei Belege vorweisen
kann. Das blieb auch in der Diskussion unwidersprochen. Es wäre übrigens
auch kaum einsichtig, warum sich die Vertreter der obersten Finanzbehörden
der Länder in einem eingespielten, wenn auch manchmal langwierigen und
mühsamen Verfahren17 bei allen überregional wichtigen Zweifelsfragen zum
materiellen Steuerrecht mit den Vertretern der Steuerabteilung des Bundes-
finanzministeriums auf verbindliche Festlegungen zu Rechtsfragen in den
sog. BMF-Schreiben einigen sollten, wenn sie dann doch in ihren jeweiligen
Ländern machten, was sie aus außersteuerlichen Gründen und Motiven zur
Förderung der Wirtschaft in ihrem Land für tunlich halten. Es fällt auf, dass
die Befürworter der Bundessteuerverwaltung zwar den Ländern vorhalten,

15 Siehe in diesem Band S. 99 ff.
16 Siehe in diesem Band S. 122.
17 Siehe dazu die Darstellung der sog. Siebziger-Vereinbarung zwischen Bund und

Ländern bei Schmitt in diesem Band S. 114 ff.
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dass sie teilweise, z. B. in den Prüfungsdiensten, zu wenig Personal einsetz-
ten, aber noch nie angekündigt haben oder fordern, dass der Bund mit mehr
Personal arbeiten werde.

10. Grenzüberschreitende Sachverhalte

Der Vollzug bei grenzüberschreitenden Sachverhalten ist ein besonders inte-
ressantes Thema, denn auch für eine noch so optimal arbeitende Verwaltung,
sei sie föderal oder zentral organisiert, endet ihre Wirksamkeit zunächst
durch die von Staringer18 konstatierte völkerrechtliche Ausgangslage an den
Staatsgrenzen. Im europäischen Binnenmarkt gibt es durch die EU-Amtshil-
fe-Richtlinie und die EU-Beitreibungs-Richtlinie sowie bei der Umsatz-
steuer durch die Zusammenarbeitsverordnung zwar einen engmaschigen
Rahmen der Kooperationsmöglichkeiten und -pflichten der jeweiligen natio-
nalen Verwaltungen, aber man darf die Augen nicht davor verschließen, dass
es trotz der besonderen Mitwirkungspflichten der Steuerpflichtigen bei Aus-
landssachverhalten erhebliche „Löcher“ im gleichmäßigen und rechtzeitigen
Vollzug gibt. Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Drittstaaten haben
teilweise nur sehr eingeschränkte Auskunftsklauseln und sie gelten noch
nicht einmal für alle Steuerarten, so dass man konstatieren muss, dass auch
z. B. wegen der sprachlichen Verständigungsprobleme und Übersetzungs-
notwendigkeiten die Behandlung grenzüberschreitender Vorgänge mitunter
äußerst mühsam ist und deshalb vielleicht auch manches unterbleibt, was im
inländischen Bereich einfacher zu bewerkstelligen ist.

Es war daher ein verbreitetes Unbehagen vieler Teilnehmer spürbar, dass der
EuGH in seiner Rechtsprechung zur Gleichstellung EU-ausländischer Sach-
verhalte und den vergleichbaren inländischen Fällen eine eher praxisferne
Sicht der grenzüberschreitenden Verwaltungskooperationsmöglichkeiten
pflegt, die über die Unterstellung eines geordneten Vollzugs über die Grenze
hinweg das verfassungsrechtliche Verifikationsgebot doch arg strapaziert.

11. Materielle Fragen zur EuGH-Rechtsprechung

Der vom EuGH am 14.9.2006 entschiedene Fall Stauffer19 betr. den Spen-
denabzug im Inland bei inländischen Zuwendungen an eine gemeinnützige
Einrichtung, die ihre Aktivitäten im Ausland verwirklicht und der Vor-
lagebeschluss des BFH vom 9.5.200720 an den EuGH betr. den Sonderaus-
gabenabzug im Inland für Zuwendungen an gemeinnützige Einrichtungen

18 In diesem Band S. 135 ff.
19 Rs. C- 386/04, FR 2007, 242; s. dazu Drüen/Liedke, FR 2008, 1 mit zahlreichen

weiteren Nachweisen.
20 BFH v. 9.5.2007 – XI R 56/05, IStR 2007, 569.
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mit Sitz in anderen EU-Staaten, drängen neben den erwähnten praktischen
Vollzugsproblemen dabei allerdings auch die materielle Frage auf, welche
allein im Ausland verwirklichten Sachverhalte denn über eine steuermin-
dernde Wirkung im Inland letztlich zu steuerlichen Verschonungen zu Las-
ten des inländischen Fiskus führen sollen. Schließlich subventioniert der
deutsche Steuerzahler dann die Verwirklichung gemeinnütziger Ziele, die
möglicherweise doch eine vorrangige Aufgabe des ausländischen Staates
wäre, dessen Infrastruktur davon betroffen ist. Das geht natürlich weit über
die Vollzugprobleme hinaus und rührt an die Grundlagen der europäischen
Grundfreiheiten. Allerdings darf man auch nicht das erfahrungsgemäß hier
naheliegende politische Kalkül übersehen, das eine Lösung darin erblicken
könnte, zur Vermeidung fiskalisch nicht erwünschter Wirkungen dann eben
auch die Begünstigung für im Inland verwirklichte gemeinnützige Zwecke
abzuschaffen. Diese gesetzgeberisch herstellbare Gleichheit auf der Stufe
Null wäre das Ergebnis einer Resignation des Gesetzgebers vor der Europäi-
sierung und zugleich dann auch die Behebung von Vollzugsproblemen um
den Preis des Verlusts eines im Inland erwünschten Steueranreizes für
gemeinnütziges Tun. Auch diese Erwägungen zeigen, wie eng der Zusam-
menhang von materiellem Recht und der Vollzugswirklichkeit ist.

12. Indienstnahme Privater bei Auslandsberührung

Wenn bei der Verwirklichung inländischer Steuertatbestände durch Auslän-
der, z. B. über Quellensteuern oder bei der Umsatzsteuer über die Verlage-
rung der Steuerschuld auf den Leistungsempfänger21 – sog. Reverse charge –
eine verfahrensmäßig relativ einfache und leicht administrierbare Sicherstel-
lung des inländischen Steueranspruchs geregelt wird, ist der Bogen geschla-
gen zu der Inanspruchnahme von Dritten beim Steuervollzug, denn in diesen
Fällen will der Fiskus mit dem eigentlichen Steuerpflichtigen im Ausland gar
nicht in Verbindung treten, sondern hält sich an einen inländischen Vertrags-
partner des Ausländers, der mit diesem Geschäfte macht. Dann stellt sich
sofort das Problem der Rechtfertigung für die unterschiedliche Verfahrens-
weise bei inländischen und bei ausländischen Steuerpflichtigen. Und unter
dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit muss auch gefragt werden, ob es
überzeugende Gründe dafür gibt, dass es sich der Fiskus so einfach macht.
Das alte (innerstaatliche) Thema, ob die Lohnsteuer eigentlich zu rechtfer-
tigen ist, wo doch die Befolgungskosten bei den Arbeitgebern hängen bleiben
und in vielen Fällen ohnehin eine Veranlagung dem Quellenabzug beim
Arbeitgeber noch folgt, weil der Arbeitnehmer weitere Einkünfte erzielt,
lässt hier grüßen. Immerhin kam Drüen22 gegenüber dem bisherigen Diskus-
sionsstand insofern einen erheblichen Schritt weiter, als er die Beherrschung

21 Siehe dazu § 13b UStG.
22 In diesem Band S. 189 ff.

304 Widmann,



des Zahlungsflusses durch den Privaten bei der Indienstnahme durch den
Fiskus als legitimierenden Anknüpfungsgrund anerkennen will, aber auch
braucht.

Allerdings gebietet es nach seiner Meinung die Verfassung aber auch in die-
sen Fällen, einen Kostenersatz vorzusehen. Vielleicht darf angefügt werden,
dass der von der Verwaltung seit einiger Zeit gepflegte Compliance-Gedan-
ke23 die Kostenerstattung jedenfalls nahe legt, auch wenn sie von der Verfas-
sung nicht zwingend geboten wäre. Der Gesetzgeber wäre nämlich gut be-
raten, wenn er sich darauf besänne, dass ein vom Steuerbürger als fair
empfundener Umgang von diesem nach aller Erfahrung insofern belohnt
wird, als er seine Mitwirkungspflichten reibungsloser erfüllt gegenüber der
rein eingriffsstaatlichen Ansprache.

13. Die Rolle der Berater

Schon eingangs wurde erwähnt, was in vielen Beiträgen deutlich wurde: Der
Vollzug der Steuergesetze ist ohne Mitwirkungsbereitschaft der Steuer-
pflichtigen und ihrer Berater bei realistischer Sicht praktisch schlicht un-
möglich. Wenn z. B. niemand eine Einkommensteuererklärung abgäbe und
so der – wenn auch in anderem Zusammenhang – historisch schon verbürgte
Zustand einträte, „dass alle Welt sich schätzen ließe“, wäre dies zweifelsfrei
das Ende der gegenwärtigen Arbeitsabläufe in den Finanzämtern. Der Auf-
trag der Verwaltung zur Gewährleistung der Lastengleichheit wäre nicht
mehr zu gewährleisten. Die Abgabenordnung stellt zwar die Zwangsmittel
zur Durchsetzung der Mitwirkungspflichten zur Verfügung, aber es wäre
illusorisch zu glauben, dass die Verwaltung deren Anwendung vor jedem zu
erlassenden Steuerbescheid bewältigen könnte. Das wäre einfach wegen der
Massenhaftigkeit der Vorgänge nicht zu schaffen. Auch die FGbarkeit wäre
nicht in der Lage, alle dabei zu erwartenden Rechtsmittel einigermaßen zeit-
nah zu erledigen.

14. Prämien für gesetzeskonformes Verhalten?

Deshalb konnte es in der Diskussion darüber, ob z. B. die pünktliche elek-
tronische Abgabe von Steuererklärungen mit einem Bonus belohnt werden
sollte, nicht ausbleiben, dass hier sehr unterschiedlich argumentiert wurde24

und sich auch kein wirkliches Stimmungsbild abzeichnete. Hahn25 sieht hier
sogar eine „wahrhaft rechtsphilosophische Frage“ aufgeworfen. Der Gesetz-
geber sollte sich ungeachtet dieser möglicherweise abschreckenden Dimen-

23 Siehe dazu auch Schmidt in diesem Band S. 41 ff. unter III.
24 Siehe in diesem Band S. 37 ff.
25 StuW 2007, 372
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sion gleichwohl mit dem Problem beschäftigen und sich auch unter den
schon erwähnten Compliance-Gesichtspunkten nicht scheuen, „Geld in die
Hand“ zu nehmen, um Anreize für kooperatives Verhalten der Steuerbürger
zu geben.

15. Steuerliche Nebenleistungen

Die Bedeutung der steuerlichen Nebenleistungen für den Steuervollzug
kann nicht überschätzt werden. Nicht nur, dass diese Nebenleistungen der-
zeit eine fiskalisch durchaus signifikante Größenordnung erreichen, wie
Loose26 nachwies. Es gibt aber auch hier erkennbar Vollzugsprobleme. Sie
beruhen u. a. wie im materiellen Recht auf viel zu komplizierten gesetzlichen
Regelungen in der AO, die noch dazu in sich nicht konsistent sind. Trans-
parenz bei der Zinsberechnung ist bei der gegenwärtigen elektronischen Ver-
fahrensweise bei der Vollverzinsung augenscheinlich nicht ohne Weiteres
herstellbar. Insofern handelt es sich um eine streitanfällige Materie, die kaum
akzeptabel geregelt ist und den praktischen Vollzug massiv erschwert. Auch
hier scheint die Problemlage durch, die Mellinghoff in der Diskussion27

ansprach, als er darauf aufmerksam machte, dass mit der zunehmenden Elek-
tronisierung des Besteuerungsverfahrens eine Entfremdung der Bürger von
der Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns zu besorgen sei. Der
damit einhergehende Vertrauens- und Akzeptanzverlust ist bedenklich.

Auch die Säumniszuschläge machen im Vollzug Schwierigkeiten, weil es
hierbei zahlreiche von der Rechtsprechung anerkannte Erlassgründe gibt.
Das ist dann wieder geeignet, die Gleichmäßigkeit des Vollzugs in Frage zu
stellen, denn typischerweise erfolgt ein Erlass von Säumniszuschlägen nicht
von Amts wegen, sondern nur auf Antrag des gut beratenen Steuerpflichti-
gen. Wie fundiert ein Antrag gestellt wird, beeinflusst selbstverständlich die
Bescheidung durch die Finanzbehörden.

Erwartungsgemäß gab es Kritik an den Steuerzuschlägen gem. § 162 Abs. 4
AO, die seit dem 1.1.2007 bei unsorgfältiger Dokumentation der Verrech-
nungspreise im internationalen Konzernverbund (vgl. § 90 Abs. 3 AO) fest-
gesetzt werden können. Bisher gibt es dazu freilich keine praktischen Erfah-
rungen in der Verwaltung und deshalb auch noch nicht in der FGbarkeit.

26 Siehe in diesem Band S. 203 ff.
27 Siehe in diesem Band S. 93.
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16. Die Außendienste der Verwaltung

Die Rolle der Außenprüfung, der Nachschau und der Steuerfahndung im
Rechtsstaat war schon von Schmidt28 als Teil des organisatorischen Risiko-
managements dargelegt worden. Rüsken29 zeigte den Zusammenhang auf
zwischen der dem Steuerpflichtigen bekannten Unmöglichkeit der lückenlo-
sen und hundertprozentigen Sachverhaltsermittlung durch die Verwaltung –
sie ist nach Seer30 auch gar nicht geboten – und den sich daraus ergebenden
Möglichkeiten der Steuerpflichtigen zu unvollständigen oder wahrheitswid-
rigen Angaben, die immerhin nicht ohne Chance sind, unentdeckt zu blei-
ben. Daraus folgt dann nach seiner Beobachtung mitunter freilich ein beson-
ders harter Zugriff der Steuerfahndung oder eine unverhältnismäßig genaue
Außenprüfung, wenn die Verwaltung ein derartiges Verhalten entdeckt hat.
Solche Kompensation im Einzelfall für die Erfolglosigkeit in anderen Fällen
ist selbstverständlich nicht akzeptabel und sie ist, auch das darf nicht uner-
wähnt bleiben, von der Verwaltung nicht in irgendeiner Form angeordnet
oder augenzwinkernd geduldet. Dafür stehen die Referate von Schmidt31

und Schmitt32.

In diesem Zusammenhang ist auch der Komplex der Kontrollmitteilungen
zu sehen, die bei Dritten anlässlich von Außenprüfungen angefertigt werden
dürfen. Hier bedarf es eines hinreichenden Anhaltspunktes für die Annah-
me, dass der fragliche Vorgang von Relevanz für die Besteuerung einer ande-
ren Person sein könnte. Im Rahmen dieses Argumentationsmusters muss
man auch die Frage sehen, die sich bei Auskunftsersuchen an unbeteiligte
Dritte stellt. Das hat das von Rüsken begrüßte Tanzkapellenurteil des BFH
vom 4.11.200633 deutlich herausgestellt und vieles Wichtige und Richtige
gesagt.

17. Die Umsatzsteuer-Nachschau

Die erst seit dem Jahr 2001 in § 27b UStG geregelte Umsatzsteuer-Nach-
schau34 verdankt ihre Existenz der Erkenntnis, dass bei der Umsatzsteuer
die angekündigte Außenprüfung oder die angekündigte Umsatzsteuer-
Sonderprüfung häufig zu spät kommt, weil die Akteure des bandenmäßig
organisierten Umsatzsteuerbetrugs oft nicht mehr anzutreffen sind. Deshalb
bedurfte es, u. a. nach niederländischem Vorbild, einer schnellen Möglichkeit

28 In diesem Band S. 43 ff.
29 In diesem Band S. 243 ff.
30 In diesem Band S. 9 ff.
31 In diesem Band S. 37 ff.
32 In diesem Band S. 9 ff.
33 BFH v. 4.11.2006 – VIII R 53/04, BStBl. II 2007, 227.
34 Siehe dazu Kemper, in Plückebaum/Malitzky/Widmann, UStG, § 27bRz. 1 ff. (Au-

gust 2007).
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der Sachverhaltsermittlung. Allerdings zeigte die Diskussion, dass die
rechtsstaatliche Fundierung des § 27b UStG nicht frei von Zweifeln ist. Die
einfachste Übung des Gesetzgebers zur Beseitigung eines eher formalen
Defizits wäre wenigstens die Befolgung des bisher nicht beachteten Zitier-
gebotes gem. Art. 19 Abs. 1 GG, denn die Einschränkung des Grundrechts
auf die Unversehrtheit der Wohnung wird vom Umsatzsteuergesetz nicht
ausdrücklich bei der Regelung der Umsatzsteuer-Nachschau angesprochen.
Inzwischen hat es durch Rechtsanwälte Strafanzeigen und ein erfolgloses
Klageerzwingungsverfahren gegen Finanzbeamte gegeben, weil vorgetragen
wurde, das Umsatzsteuergesetz sei bezüglich § 27b UStG wegen des Versto-
ßes gegen das Zitiergebot nichtig; daher begingen die Finanzbeamten bei der
Anwendung dieser Vorschrift einen strafbaren Betrug.35 Es ist evident, dass
diese strafrechtlichen Ableitungen falsch sind, aber es ist nicht trivial, dass
sich Bedienstete der Finanzverwaltung beim wortgetreuen Vollzug von Vor-
schriften derartigen Vorwürfen ausgesetzt sehen.

Die Möglichkeit zur steuerbefreiten Selbstanzeige zu Beginn einer Nach-
schau ist eine bisher ungelöste Frage. Rüsken36 hält allerdings die Grenzen
des Rechtsstaates bei § 27b UStG für grundsätzlich eingehalten.

18. Steuerfahndung und Steuerstrafverfahren

Von der Steuerfahndung zum Steuerstrafverfahren war es auch für Rüsken37

nicht weit, denn die Steuerfahndung dient sowohl der Ermittlung steuerlich
relevanter Sachverhalte als auch der strafrechtlichen Ermittlung. Die Steuer-
fahnder sind dann Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft. Der Vollzug der Steu-
errechtsnorm ist für die Verwaltung wegen der im Steuerstrafverfahren sus-
pendierten Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen auf u. U. nur sehr
einseitig durch die Verwaltung gewonnene Erkenntnisse angewiesen. Das
war auch der Ansatz von Randt38 bei seinen Überlegungen zum Verhältnis
zwischen Besteuerungs- und Steuerstrafverfahren; sie waren weit mehr als
(nur) ein faszinierender Erfahrungsbericht aus der Praxis eines gut beschäftig-
ten Steuerstrafverteidigers zu diesem spannungsreichen Feld des Vollzugs.

Der Gesetzgeber hat z. B. mit der Anordnung der Nichtabzugsfähigkeit von
Schmiergeldzahlungen in § 4 Abs. 5 Nr. 10 EStG eine Antikorruptionsvor-
schrift in das Einkommensteuergesetz inkorporiert. Beachtet der Steuer-
pflichtige die Vorschrift, dann setzt er sich der Gefahr aus, dass bei einer
Außenprüfung oder bei einer Steuerfahndungsmaßnahme die strafbare
Schmiergeldzahlung entdeckt wird. Damit kommt es unvermeidlich zu

35 Vgl. ZSteu 2008, 6.
36 Siehe in diesem Band S. 250 ff.
37 Siehe in diesem Band S. 243 ff.
38 Siehe in diesem Band S. 263 ff.

308 Widmann,



einem Konflikt mit dem strafrechtlichen Grundsatz, dass sich niemand
selbst so belasten muss, dass er sich einer strafrechtlichen Verfolgung aus-
setzt. Dazu waren auch die Diskussionsteilnehmer hinsichtlich der Lösung
eher ratlos, selbstverständlich nicht aus intellektuellem Unvermögen, son-
dern weil es tatsächlich keine zwingenden Ableitungen zur Auflösung dieses
Dilemmas gibt. Am ehesten wollte man sich damit behelfen, dass der steuer-
ehrliche Schmiergeldzahler über ein Verwertungsverbot wenigstens straf-
rechtlich geschont wird. Das von Randt39 geforderte Verwertungsverbot
sowohl bei der Steuer als auch beim Strafrecht geht wohl doch zu weit, denn
dann fehlte es ja an jeglicher Vollzugsmöglichkeit der vom Gesetzgeber
sowohl für die Schmiergeldzahlung als auch für die Steuerunehrlichkeit vor-
gesehenen Sanktionen.

19. Schlussbemerkung

Die Vielzahl der auf dieser Tagung vorgetragenen und diskutierten Tatsa-
chen, Vorschläge und rechtlichen Argumentationen in einem Satz so zu resü-
mieren, dass man allen Akteuren gerecht wird, ist unmöglich. Deshalb wäre
auch jeder Versuch unangemessen und sogar arrogant.

Aber soviel kann in wohl noch erlaubter Weise doch gesagt werden: Die
Zuwendung der Steuerrechtswissenschaft zu den vermeintlichen Niederun-
gen des Alltagsgeschäfts der Finanzverwaltung beim Vollzug des Steuer-
rechts war überfällig und der Vorbereitungsausschuss unserer Gesellschaft
darf sich ohne unangemessene Eitelkeit zur Auswahl der Themen und der
Referenten beglückwünschen. Wenn es schon früher von der Umsatzsteuer
wegen ihrer monatlichen massenhaften Fallzahlen hieß, ihr Schicksal sei ihr
Vollzug, dann gilt das heute gewiss für alle Steuerarten mit vergleichbar
massenhaften Vorgängen, erst recht bei Beobachtung und Bewältigung der
im Zuge der zunehmenden Internationalisierung des Wirtschaftsverkehrs
grenzüberschreitenden Aktivitäten. Es ist die Aufgabe der Verwaltung,
durch einen gleichmäßigen und ordnungsgemäßen Vollzug die Rechte des
Einzelnen, auch gegenüber seinem Konkurrenten am Markt, zu wahren.
Dazu bietet die moderne Datenverarbeitung Hilfestellungen, die ihrerseits
unter dem Gesichtspunkt der Datensicherheit Gefahren für die Rechtsstaat-
lichkeit des Verfahrens auslösen können. Der Steuerpflichtige hat die Präro-
gative bei der Erklärung der steuerbaren Tatbestände durch Darlegung des
Sachverhalts; die Verwaltung ist als erste am Zug bei der Auslegung der Nor-
men. Sie lenkt damit den Vollzug.

Natürlich war es nicht Aufgabe der Tagung, konkrete Vorschläge zur Schaf-
fung effizienter Verwaltungsstrukturen z. B. durch die Bildung zentraler Ver-
waltungseinheiten zur Bewältigung einzelner Problemfelder zu geben, aber

39 Siehe in diesem Band S. 268.
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die im Interesse der Effizienz gebotene Verwirklichung solcher Ansätze mit
den Mitteln der Verwaltungskunst darf die rechtsstaatlichen Anforderungen
und Vorgaben nicht ausblenden. Neben der Beachtung der Verhältnismäßig-
keit und Zumutbarkeit von Pflichten der Steuerbürger, die im Umgang mit
Verwaltungseinheiten unvermeidlich sind, gehört die Transparenz der Ver-
waltungsabläufe ebenso wie die stringente Sicherstellung des Rechtsschutzes
zum „Lastenheft“ einer jeden Maßnahme zur Vollzugsverbesserung.

Ganz bestimmt macht die DStJG keinen Fehler, wenn sie auch bei künftigen
Tagungen zu den materiellen Fragen des Steuerrechts immer auch einen
Blick auf die strukturellen Vollzugsfragen lenkt. Sie sind immer aktuell und
sie beleben die Diskussion – das Bundesverfassungsgericht hat schließlich in
seinem auf der Tagung mehrfach zitierten Urteil vom 9.3.2004 zum struktu-
rellen Vollzugsdefizit bei der Besteuerung von Veräußerungsgewinnen gem.
§ 23 EStG40 schon einmal gezeigt, was passieren muss nach unserem Grund-
gesetz, wenn der Gesetzgeber diese Fragen missachtet. Gesetze, die wegen
verfassungsrechtlicher Mängel nicht vollzogen werden dürfen, mögen den
Rechtsstaat vielleicht kennzeichnen, zeichnen ihn aber keinesfalls aus. Denn
sie sind zugleich auch das Ende des rechtsstaatlichen Vollzugs, das nicht die
Verwaltung, sondern der Gesetzgeber zu vertreten hat. Das kann sich nie-
mand wünschen.

Wie aktuell und zeitlich passend die Stuttgarter Tagung war, zeigt sich ganz
konkret an der Diskussion um die Änderung des § 42 AO41, die das Jahres-
steuergesetz 200842 in seinem Art. 14 schließlich gebracht hat. Dass die
Anzeigepflichten gem. dem im Antrag von Hessen zum Entwurf des Jahres-
steuergesetzes 200843 vorgesehenen neuen 138a AO nicht Gesetz geworden
sind, darf man getrost u. a. auch der Debatte in Stuttgart zurechnen. Solche
rasch sichtbaren und praktischen Folgen und Erfolge einer wissenschaftli-
chen Tagung bei der laufenden Gesetzgebung wird man nicht oft konstatie-
ren können44.

40 BVerfG v. 9.3.2004 – 2 BvL 17/02, BVerfGE 110, 94.
41 Siehe in diesem Band S. 86 ff.
42 Jahressteuergesetz vom 20.12.2007, BGBl. I 2007, 3150.
43 Vgl. BR-Drucks. 544/07 und 544/1/07.
44 Und auch bei den anderen Themen geht die Diskussion weiter, s. Deubel, Steuer-

verwaltung im föderalen Rechtsstaat, FR 2008, 293; Drüen, Die föderale Steuerver-
waltung aus der Sicht des Grundgesetzes, FR 2008, 295; Reimer, Die föderale Steu-
erverwaltung und Europäisches Steuerrecht, FR 2008, 302; Wagner, Die föderale
Steuerverwaltung aus der Sicht der Finanzgerichtsbarkeit, FR 2008, 312; Schmidt,
Die Rolle der Länderfinanzministerien im Zusammenspiel untereinander und im
Verhältnis zum Bund, FR 2008, 317.
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Laudatio

aus Anlass der Verleihung
des Albert-Hensel-Preises 2007

an Dr. Joachim Englisch
und DDr. Georg Kofler

Univ. Prof. Dr. Markus Achatz
Universität Linz

Der Jury lagen in diesem Jahr sieben Arbeiten zur Begutachtung vor, davon
zwei Habilitationsschriften und fünf Dissertationen, die zum Teil mit
summa cum laude bzw. sehr gut beurteilt worden sind. Der Schwerpunkt
der Arbeiten lag im Internationalen Steuerrecht und hier im Europarecht.
Vier der vorgelegten Arbeiten waren Fragen des europäischen Steuerrechts
gewidmet, wobei sich der Bogen von den Einwirkungen des Gemeinschafts-
rechts bei den Ertragsteuern bis zu den indirekten Steuern spannte. Somit
Erhebliches an Arbeit für die Jury, die aber mit enormem ideellem Gewinn
verbunden war, handelte es sich doch durchaus um lesenswerte Arbeiten, die
die wissenschaftliche Diskussion bereichern werden.

Treffen Habilitationsschriften auf Dissertationen bedeutet dies nicht
zwangsläufig, dass die Verleihung des Albert-Hensel-Preises an den oder die
Verfasser einer Habilitationsschrift erfolgt. Freilich führt kein Weg an einer
Habilitationsschrift vorbei, wenn sie sich als Grundlagenwerk und Ausnah-
meleistung auf allerhöchstem Niveau präsentiert. Im heurigem Jahr erfüllten
diese Voraussetzungen gleich zwei Habilitationsschriften in höchstem Maße,
nämlich jene von Herrn Dr. Joachim Englisch zur „Wettbewerbsgleichheit
im grenzüberschreitenden Handel mit Schlussfolgerungen für indirekte
Steuern“, die von Prof. Joachim Lang angeregt und betreut worden ist, sowie
die von Herrn DDr. Georg Kofler eingereichte Habilitationsschrift zum
Thema „Doppelbesteuerungsabkommen und Gemeinschaftsrecht“, die an
meinem Institut an der Universität Linz verfasst worden ist. Diese Aus-
gangslage hat zur Folge, dass der Albert-Hensel-Preis 2007 an Dr. Joachim
Englisch und DDr. Georg Kofler verliehen wird.

Es bedarf sicherlich einer besonderen Begründung, dass der heurige Albert-
Hensel- Preis zwischen zwei Bewerbern geteilt wird. Keinesfalls wollte sich
damit die Jury die Sache besonders einfach machen. Nach langer abwägen-
der Diskussion und einmütigem Befund der Jury ließ sich aber kein objekti-
ver Maßstab finden, der es gerechtfertigt hätte, die eine Arbeit der anderen
vorzuziehen. Beide Arbeiten zeichnen sich durch höchste Originalität,



Innovationskraft und Präzision, dogmatische Grundlagenarbeit auf höchs-
tem wissenschaftlichem Niveau und eine Vielfalt von spannenden konkreti-
sierten Einzelergebnissen aus. Beide Preisträger beherrschen den rechts-
gebietübergreifenden Blick über den steuerjuristischen Tellerrand und
erweisen sich damit als außerordentlich komplette Juristen, die nicht nur
einen weiterführenden Beitrag zur rechtswissenschaftlichen Erforschung
des Steuerrechts, sondern auch zur Einbettung des Steuerrechts in die
gesamte Rechtswissenschaft geleistet haben.

Englisch und Kofler leisten mit ihren Arbeiten jeweils hervorragende
Grundlagenarbeit zur dogmatischen Durchdringung des Europäischen Steu-
errechts im Bereich der Grundfreiheiten. Die Entwicklung einer solchen
Dogmatik der Grundfreiheiten ist dringender denn je geboten. Die Grund-
freiheiten des EG-Vertrages lassen in der Rechtsprechung des EuGH viel-
fach nur eine Ausrichtung am Ziel des europäischen Binnenmarktes er-
kennen. Die Judikatur lässt dabei nicht selten wertende, rechtsethische
Überlegungen vermissen und engt Gestaltungsspielräume des nationalen
Gesetzgebers oft mit formalen rechtstechnischen Überlegungen ein. Hier ist
es das Verdienst beider Arbeiten, grundlegende dogmatische Beiträge zum
Verständnis des Zusammenspiels von supernationalem Recht, internationa-
lem Völkervertragsrecht und nationalem Recht zu leisten. Im Grunde zeigen
beide Arbeiten, dass die europarechtlichen Grundfreiheiten gerade wegen
ihres Zusammenspiels mit dem Völkerrecht und dem nationalen Recht in
ihrem Anwendungsbereich weit begrenzter sein dürften, als dies vielfach
heute aus der Rechtsprechung des EuGH entnommen werden kann.

In ihren Arbeiten beschreiten Englisch und Kofler allerdings diametral ent-
gegengesetzte forschungskonzeptive Wege: Englisch stellt seine Arbeit auf
ein staatsrechtliches Fundament der Rechtsprinzipienlehre und zieht hieraus
Schlussfolgerungen für die indirekten Steuern anhand zentraler Streitfragen
und ausgewählter Problemfelder, wobei er seine Untersuchungen keines-
wegs auf das Gemeinschaftsrecht beschränkt, sondern auf das Welthandels-
recht und das deutsche Grundgesetz ausdehnt. Kofler untersucht demgegen-
über zentral, ob im Binnenmarkt ein gemeinschaftsrechtliches Verbot der
juristischen Doppelbesteuerung besteht, wobei er seine Ergebnisse im
Wesentlichen auf eine systematisch telelogische Analyse der EuGH-Recht-
sprechung im Bereich des direkten Steuerrechts und angrenzender Rechts-
gebiete und eine dogmatische Analyse der Stellung von Doppelbesteue-
rungsabkommen und damit des Völkervertragsrechts im System des
Gemeinschaftsrechts stützt.

Soweit zu den Gemeinsamkeiten aber auch grundlegenden Unterschieden
zwischen den beiden für preiswürdig erkannten Arbeiten. Angesichts der
Reichhaltigkeit an Dogmatik sowie an konkreten Ergebnissen lassen sich die
beiden Arbeiten mit jeweils über 1.000 Manuskriptseiten in der zur Ver-
fügung stehenden Zeit nicht einmal im Überblick darstellen, was ihren Auf-
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bau, die forschungskonzeptiven Grundlinien aber auch die wesentlichen
Einzelergebnisse anbelangt. Es soll aber dennoch versucht werden, für beide
Arbeiten aus der Sicht des Laudators subjektiv einige wenige Ergebnisse in
knapper Form zu präsentieren.

Englisch stützt seine Dogmatik auf eine von ihm im Anschluss an Robert
Alexy weiterentwickelte Rechtsprinzipienlehre zum rechtsprinzipiellen Ge-
halt verfassungsrechtlicher Gleichheitsgebote. Zentral ist in diesem Zusam-
menhang die Erkenntnis, dass auch der allgemeine verfassungsrechtliche
Gleichheitssatz nicht anders als die Freiheitsrechte in seinen Konkretisierun-
gen rechtsprinzipiell strukturiert ist. Der Analyse des verfassungsrechtlichen
Gleichheitssatzes stellt er die Analyse der EG-rechtlichen Grundfreiheiten
gegenüber. Hier zeigt Englisch, dass diese nur Teilmarktneutralität garantie-
ren und die Grundfreiheiten in erster Linie Gewährleistungen zur Verwirk-
lichung von Wettbewerbsgleichheit, nicht aber von Wettbewerbsfreiheit
sind. Für die Ebene der Rechtfertigung von Beschränkungen erkennt Eng-
lisch, dass die EuGH-Rechtsprechung durch einen Mangel an Ausgleich
unterschiedlicher Wertungen gekennzeichnet ist. Hier fordert er konsequent
die Anwendung einer Rechtsprinzipienlehre ein und kritisiert die vielfach
unvollständige Verhältnismäßigkeitsprüfung durch den EuGH. Vor diesem
Hintergrund erweist sich für Englisch auch die Annahme eines uneinge-
schränkten Anwendungsvorranges der primärrechtlichen Grundfreiheiten
gegenüber dem nationalen Recht als zu undifferenziert.

Englisch befasst sich aber auch mit der Frage, wie weit ein allgemeines euro-
parechtliches Verbot der juristischen Doppelbesteuerung für die indirekten
Steuern besteht. Der EuGH hat ein solches Verbot der Doppelbesteuerung
in seiner Rechtsprechung bislang nur im Bereich der harmonisierten Ver-
brauchsteuern bejaht. Englisch begründet, dass sich darüberhinaus ein all-
gemein gültiges Verbot internationaler Doppelbesteuerung vor allem aus
einer folgerichtigen Umsetzung des Solidarprinzips ableiten lässt, dem auch
die Grundfreiheiten Rechnung zu tragen haben. Die Verpflichtung zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung trifft danach im Bereich der indirekten
Steuern nach den Vorgaben des verbrauchsteuerspezifischen Bestimmungs-
landprinzips den Herkunftsstaat.

Kofler leitet das gemeinschaftsrechtliche Verbot der juristischen Doppel-
besteuerung demgegenüber nicht aus einer verfassungsrechtlich geprägten
Analyse der Diskriminierungs- und Beschränkungsverbote ab, sondern aus
einer Analyse der Rechtsprechung des EuGH. Er zeigt zunächst, dass Dop-
pelbesteuerungen für einen funktionierenden Binnenmarkt ein Hindernis
bedeuten. Da die Rechtsprechung des EuGH im Bereich der direkten
Steuern keinen einheitlichen Befund zulässt – wozu zu sagen ist, dass Kofler
seine Arbeiten zeitlich vor dem EuGH Urteil Kerckhaert/Morres ab-
schloss –, greift er im Wesentlichen vergleichend auf die Rechtsprechung des
EuGH in anderen Rechtsgebieten zurück. Hier gewinnt er dogmatische
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Anregungen vor allem in der Rechtsprechung des EuGH zum Verbot dop-
pelter Hürden im Bereich der sozialen Sicherheit. Aus dem Gesamtbild des
Binnenmarktes einerseits und den geschilderten Einzelansätzen in der Judi-
katur des EuGH leitete er schließlich mutig aber konsequent ab, dass die
juristische Doppelbesteuerung jedenfalls einen Verstoß gegen die jeweils
grenzüberschreitend ausgeübte Grundfreiheit bildet. In der jüngst erschie-
nen Veröffentlichung der Habilitationsschrift wird das EuGH-Urteil Kerck-
haert/Morres daher von Kofler auch einer eingehenden Kritik unterzogen:
Der kumulierende Steuerzugriff ist dann gemeinschaftswidrig, wenn der
Steuerpflichtige hierdurch einer exzessiven Gesamtsteuerlast ausgesetzt ist.
Als Maßstab für die Exzessivität soll die Besteuerung der weniger vorteilhaf-
ten Jurisdiktion herangezogen werden.

Mit dem Postulat des Verbots juristischer Doppelbesteuerung im Binnen-
markt stellt sich aber auch für Kofler die spannende Frage und das eigentli-
che Problem, welcher Mitgliedstaat die Verantwortung für die Beseitigung
des Verstoßes zu tragen hat. Kofler plädiert in diesem Zusammenhang dafür,
die Verteilungsnormen des OECD-Musterabkommens als Maßstab für die
Zuordnung dieser Verantwortung heranzuziehen, wobei der EuGH hierfür
eigenständige Wertungen zu entwickeln hätte. Diese Grundpositionen Kof-
lers basieren auf ausgedehnten systematischen Analysen zur Stellung der
Doppelbesteuerungsabkommen im System des Gemeinschaftsrechts und zu
materiellen Einwirkungen des primären Gemeinschaftsrechts auf bilaterale
Doppelbesteuerungsabkommen. Er analysiert aber auch die Bedeutung von
Doppelbesteuerungsabkommen auf der Rechtfertigungsebene ebenso wie
die Frage der Meistbegünstigung. Schließlich grenzt Kofler die wirtschaftli-
che Doppelbesteuerung von der juristischen Doppelbesteuerung in ihren
Rechtsfolgen ab: Für zentrale Fragen der wirtschaftlichen Doppelbesteue-
rung wie jene, die durch grenzüberschreitende Körperschaftsteuersysteme
ausgelöst werden, weist er nach, dass es sich in diesen Fällen in Wahrheit um
Regelungsdisparitäten handelt, die nicht den selben Maßstäben unterliegen
wie offene juristische Doppelbesteuerungen.

Meine Damen und Herren! In einer Zeit, in der das Europäische Steuerrecht
in einer kaum zu überbietenden Dynamik eine überbordende nur mehr
schwer überblickbare Fülle an Rechtssätzen gebiert, haben Englisch und
Kofler jeweils fundamentale wissenschaftliche Beiträge zur Durchdringung
eben dieser jungen noch kaum gezähmten Steuerrechtsdisziplin geleistet.
Fundamente für die zukünftige Entwicklung des Europäischen Steuerrechts
sind mehr denn je gefordert. Englisch und Kofler haben diese in beeindru-
ckender Weise gelegt und damit für jeden Steuerjuristen einen wesentlichen
Beitrag für die Arbeit in Wissenschaft und Praxis geleistet.
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Deutsche Steuerjuristische Gesellschaft e. V.1

Satzung (Auszug)

§ 2 Vereinszweck

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke
im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
Der Verein hat den Zweck,

a) die steuerrechtliche Forschung und Lehre und die Umsetzung steuer-
rechtswissenschaftlicher Erkenntnisse in der Praxis zu fördern;

b) auf eine angemessene Berücksichtigung des Steuerrechts im Hochschul-
unterricht und in staatlichen und akademischen Prüfungen hinzuwirken;

c) Ausbildungsrichtlinien und Berufsbilder für die juristische Tätigkeit im
Bereich des Steuerwesens zu entwickeln;

d) in wichtigen Fällen zu Fragen des Steuerrechts, insbesondere zu Gesetz-
gebungsvorhaben, öffentlich oder durch Eingaben Stellung zu nehmen;

e) das Gespräch zwischen den in der Gesetzgebung, in der Verwaltung, in
der Gerichtsbarkeit, im freien Beruf und in der Forschung und Lehre
tätigen Steuerjuristen zu fördern;

f) die Zusammenarbeit mit allen im Steuerwesen tätigen Personen und Ins-
titutionen zu pflegen.

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Mitglied kann jeder Jurist werden, der sich in Forschung, Lehre oder
Praxis mit dem Steuerrecht befaßt.

(2) Andere Personen, Vereinigungen und Körperschaften können för-
dernde Mitglieder werden. Sie haben kein Stimm- und Wahlrecht.

(3) Die Mitgliedschaft wird dadurch erworben, daß der Beitritt zur Gesell-
schaft schriftlich erklärt wird und der Vorstand die Aufnahme als Mit-
glied bestätigt.

1 Sitz der Gesellschaft ist Köln (§ 1 Abs. 2 der Satzung). Geschäftsstelle: Gustav-Hei-
nemann-Ufer 58, 50968 Köln.



Vorstand und Wissenschaftlicher Beirat
der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft e. V.

Vorstand: Prof. Dr. Roman Seer (Vorsitzender); Rechtsanwalt, Fachanwalt
für Steuerecht Prof. Dr. Arndt Raupach (Stellv. Vorsitzender); Prof. DDr.
Hans Georg Ruppe; Ministerialdirektor Florian Scheurle; Präsident des Bun-
desfinanzhofs Dr. h.c. Wolfgang Spindler; Verleger Dr. h.c. Karl-Peter Win-
ters (Schatzmeister und Leiter der Geschäftsstelle); Rechtsanwalt Dr. Jens
Schönfeld (Schriftführer).

Vorstand und Wissenschaftlicher Beirat

Wissenschaftlicher Beirat: Prof. Dr. Wolfgang Schön (Vorsitzender); Wirt-
schaftsprüfer und Steuerberater Prof. Dr. Markus Achatz; Prof. Dr. Dieter
Birk; Lt. Ministerialrat Hermann B. Brandenberg; Prof. Dr. Werner Doralt;
Präsidentin des Bundesfinanzhofs Dr. Iris Ebling; Vorsitzender Richter am
Bundesfinanzhof Prof. Dr. Peter Fischer; Prof. Dr. Gisela Frick, MdB a.D.;
Prof. Dr. Johanna Hey; Prof. Dr. Rainer Hüttemann; Richterin am Bundes-
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9 ff., 62 ff., 120 ff., 180 ff.
GNOFÄ 48 f.
Government to Business 23
grenzüberschreitende Sachverhalte

135 ff., 303
große Amtshilfeklausel 137
Grundfreiheiten des EG-Vertrages

142 ff., 162 f., 192, 304, 312
Grundsatz
– der Amtswegigkeit 140 f.
– der Gesetz- und Gleichmäßigkeit

der Besteuerung 9 ff., 62
Grüne Wochen 70
Gutachten
– des DWS 21, 46
– s. Kienbaum
– des Präs.des BRH 3, 31, 122 ff.,

128

Haushalt 61 ff.
Haushalts- und Wirtschaftsführung

64, 66
Haushaltseinnahmen 59, 61 ff.
Herrenchiemsee 62
Hinterziehungszinsen 205 f.

Identifikationsmerkmal, bundesein-
heitliches 24 ff., 46, 55, 301

Inanspruchnahme privater Dritter
167 ff., 304 f.

informationelle Selbstbestimmung,
Recht auf – 25 ff., 44 f., 174, 189,
249
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Informationsasymmetrie 170, 172,
220

Informationsgesellschaft, vernetzte 3
Informationsgewinnung, adminis-

trative 171
Inland 136 ff., 330 f.
inländische/r
– Steuerpflicht 136, 303 f.
– Zweitwohnsitz 153
integriertes EDV-gestütztes

Besteuerungsverfahren 52, 81
internationale
– Amts- und Rechtshilfe 136 ff.
– Konzern 5, 139, 142 f., 147, 156, 306
Ist-Verzinsung 34, 208 ff.
IT-Ausstattung 80 ff.
IT-Unterstützung 41, 47

Jahresbericht, BRH 66 f.
Jahressteuergesetz 2008 27, 54, 71,

85, 87, 310
Journalisten 150, 152

Kapitalverkehrsfreiheit 142
Karussellgeschäfte, s. auch USt 50 f.,

74
Kernkennzahlen 78, 121
Kienbaum-Gutachten 78 f., 100 f.,

122 ff., 159
Klageerzwingungsverfahren 308
kleine Amtshilfe 137
Kollegialorgan 60 f., 110
Kommission zur Modernisierung
der Bund-Länder-Finanzbeziehun-

gen 82
KONSENS 25, 50 f., 78, 81, 89, 92,

108, 121, 301
Kontenabruf 25 f., 28, 44, 90, 174
Konterprinzip 179, 228
Kontrollbedürfnis 19, 29 ff., 35, 40
Kontrolldoktrin 9 ff.
Kontrolle des Steuervollzugs 3 ff.,

59 ff.
Kontrollmitteilungen 50, 75, 234 f.,

246 ff.

– Anlass 249
– Aussageverweigerungs-

berechtigter 250
– bei Bankenprüfung 248
– über Zufallsfunde 246
Konzern
– Betriebsprüfung 71, 79, 120, 158,

160 f., 210, 227
– internationaler 5, 139, 142 f., 147,

156, 306
– s. auch Verrechnungspreise 217
Kostenersatzanspruch 197 f.
Kostenerstattung 305
kumulative Lasten 201
Kundenservice, s. Compliance
Künstler 150 f.

Länderfinanzausgleich 73, 76 f., 80,
99, 101, 127 f. 158 ff.

Länder-Modell, optimiertes 78
Landesfinanzbehörden 26, 59 ff.,

102 ff.
Landesfinanzverwaltung 31, 63,

103 f.
Landesrechnungshöfe 64 f., 70
Lastengleichheit, staatsbürgerliche

187 f.
Legalitätsprinzip 130, 296
Leistungsfähigkeit 33, 62, 171 f.,

177 ff.
Leistungsvergleich 41, 78, 302
Lohnsteuerabzug 24, 27, 182, 186 f.,

193, 198, 222 ff.
Lohnsteuerkarte, elektronische

26 f., 37, 194
Lohnsteuerverfahren 26, 55, 198,

225, 229 f.
LUNA 121
Luxemburg 280

Massenverwaltung 7 ff., 16 ff., 38 ff.,
297

Meldepflichten
– nach dem AStG 143, 266
– nach dem SEStEG 143
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Melderegister 24, 46
Merker 47 f.
Mindestbesteuerung 68 f.
Ministerpräsidentenkonferenz 115
Missbrauch
– von Daten 27
– der Fahndungsbefugnisse 246,

260, 270, 284
– der Schätzung 269
– steuerlicher 86 f., 131, 187, 253,
Mitwirkungspflichten 5, 15, 172 ff.,

299
– erhöhte bei Auslandssach-

verhalten 140 ff.

Nachprüfung, Vorbehalt 32 f., 96 f.
Nachschau 5, 243 ff., 250 ff.
– Ermessen bei – 245, 249, 254 f.
– Grenzen 251, 254
– umsatzsteuerliche 252, 307
– und Selbstanzeige 253, 257
Nachzahlungszinsen, Erlass 207,

209, 211 f.
Nebenleistungen, steuerliche 5,

203 ff., 306
nemo-tenetur-Grundsatz 172, 250,

255, 264 ff.
Nepomuk 50 f.
Neptun 50 f.
neuronale Netze 50
Niederlande 11, 32, 35, 41, 44, 54,

154, 307
Niederlassungsfreiheit 142
Non-Compliance 29
Nordrhein-Westfalen 25, 30 f., 81,

92, 97, 124, 158

Oberfinanzdirektion(en) 62, 64,
104, 109, 115

– Verwaltungsanweisungen 117 f.
One Stop Shop 156
Optimierungsauftrag 14, 16 ff., 189,

192
Organisationshoheit 103 f.

Österreich 4, 136, 138 ff., 150, 158,
164, 229

Outsourcing-Modell 35, 234

Pauschalregelungen 298 f.
Personal 19, 31 f., 38 ff., 61 f., 103 f.,

121 ff., 160, 199, 303
Personalabbau 38 f., 104, 121, 126 f.,

160
Personalhoheit 103 f., 107
Personalkosten 63
Personalmangel 31 f., 38 f., 62
Pharmaunternehmen 258 f., 283
Plausibilitätskontrolle 17, 20
Portugal 148, 163
Prinzip des Steuerstaates 187 ff.
Private, Inanspruchnahme –r 167 ff.
Prozesszinsen 205 f., 232
Prüfungsabbruch 272 ff.
Prüfungsanlass 126, 245
Prüfungsdichte 39, 145
Prüfungsdienste 108, 126 ff., 298,

303
Prüfungsfallauswahl 29 ff.
Prüfungsmitteilung 66
Prüfungsquote 71, 73, 75
Prüfungszuständigkeit, BRH/LRH

64

Quellenstaat 153
Quellensteuer 28, 34, 74, 153, 177,

190, 228, 298 f., 304

Rasterfahndung 44, 259 f.
Rechnungshöfe 3, 38, 59 ff.
– Berichte 59 f., 66 ff., 70
– Prüfungszuständigkeiten 64
– s. auch Bundes- und

Landesrechnungshof
Rechnungsprüfungsausschuss 66 f.,

78
Rechtsanwendungsgleichheit 8,

10 ff., 48, 188
Rechtsetzungsgleichheit 8
Rechtsschutzklarheit 194
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Rechtsschutz(verfahren) 190, 193 ff.
Rechtsstaat 1 ff.
Referatsleiter 114 f.
– Abgabenordnung 75
– – ebene 115
regelbasiertes Entscheidungssystem

48 f.
Reichsfinanzverwaltung 4, 63
Rentenbezugsdaten/-mitteilungen

55, 92, 174
Rentenversicherungsträger 55
reverse charge 304
Reziprozität 7 ff.
Risikomanagement(systeme) 39,

43 ff., 71, 76, 91 ff., 121, 124, 234,
238

Risikozuschlag 216
risk management, s. Risikomanag-

ment
RMS, s. Risikomanagement
RMS-Betriebsprüfung 48 ff., 121
RMS-UStVA 51
RMS-Veranlagung, maschinelle 49 f.
Rotlichtmilieu 124, 300

Sachaufklärungspflicht des Steuer-
pflichtigen 140 f.

Sachkosten 63, 79, 128
Sachverantwortung 184 ff., 235
Sammelauskunftsersuchen 248 f.
Sanktionierung 22, 42, 260, 309
Sanktionssystem 33 f., 56 f.
Säumnis 33 f., 214
Säumniszuschlag 33 f., 204 ff.,

213 ff., 237, 306
Schätzung
– bei Auskunftsverweigerung 255,

266 ff., 285 ff.
– Steuer – 61 f., 210, 216
Schlussbesprechung 275
Schmiergeldzahlungen 308 f.
Schmuggelware 253
Schriftsteller 150 ff.
Schwarzarbeit 30 f., 178
Scorpio, Rechtssache 154, 192

Selbstanzeige 253, 257, 277 f., 308
Selbstbegünstigungsprinzip 277
Selbstbestimmung, informationelle

25 ff., 44 f., 174, 189, 249
Selbstbezichtigung, Gefahr der –,

264, 268, 276 ff.
– s. auch nemo-tenetur-Grundsatz
Selbstveranlagung(ssystem) 32 ff.,

53, 56 f., 85 f., 95 f., 217, 244, 247,
250 f., 259, 297

Service 20, 28, 42, 56, 89, 124 ff.
Servicemanagement/-orientierung

42, 56, 89
Servicezentren 42, 125 f.
SEStEG 143
Sicherheitszuschlag 216
Signatur, elektronische 20 f., 46
Sitzverlegung 143
Soll-Verzinsung 208
Sonderausgabenabzug 35, 226, 303
Sonderbericht 67 f.
Sonderfinanzdirektion 122
Sozialversicherung(srecht) 24, 129,

200, 222, 249
Spekulationsgewinne
– Besteuerung 2, 8, 16, 39, 229
– als Fahndungsfall 252
Spenden
– Abzugsfähigkeit bei

Auslandsbezug 148 ff., 162, 303
– Bescheinigungen 52, 55
Spielbankabgabe 102
Sportler 139, 150 ff.
Staat, föderaler 99 ff.
Staatsaufbau, föderalistischer 4, 26,

132
Staatsentlastung 181
Staatssekretärsvereinbarung 63 f.
Stauffer, Rechtssache 144, 148 ff.,

162 ff., 303 f.
Steuerabzug
– Dreiecksverhältnis 193 ff.
– elektronische Vernetzung 26 ff.
– und Gemeinschaftsrecht 153 ff.
– Haftung und Kostenlast 197 ff.
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– für Steuerausländer 150 ff.
Steuerabzugsverfahren 4, 28, 154
Steueraufkommen
– Sicherung 38, 65, 264 f.
– Verteilung 102 f., 114 ff.
Steueraufsicht, allgemeine 5, 30,

144, 251, 282 ff.
Steuerausländer 139, 150 ff.
Steuerberater 34 ff., 54, 305
Steuerberatungskosten 35, 92
Steuerdestinatar 178
Steuereinnahmen 38, 59, 61 ff., 123
Steuerentrichtungspflicht(iger) 28,

91, 176 ff.
Steuerentstrickungsfälle 143
Steuererklärung 40 ff. s. auch elek-

tronische –
Steuererklärungspflicht, Gefahr der

Selbstbelastung 264, 268, 276 ff.
Steuererstattungen, Verzinsung 34,

205, 209 f.
Steuerfahndung 74, 243, 255 ff.,

265 ff., 308
Steuergeheimnis 127, 175, 265
Steuerhinterziehung 263 ff.
Steueridentifikationsnummer 24 ff.,

46, 55, 301
Steuerklima 42, 126
Steuerkollektor 185
steuerliche Nebenleistungen 203 ff.,

306
Steuermissbrauch 86 f., 131, 253
Steuernachforderungen, Verzinsung

34, 56, 205, 209, 211
Steuernummer, bundeseinheitliche

24 ff., 46, 55, 301
Steuerrechtsänderungen 69
Steuerschätzung 61
Steuerstaat 187 ff.
Steuerstraftaten 77, 257
Steuerstrafverfahren 5 f., 263 ff., 308
Steuerungsgruppe IT 81
Steuerungssysteme, elektronische

37 ff.

Steuervereinfachung 39, 70, 92, 199,
213

Steuerverfahren 1, 17, 171
– s. auch elektronisches
– s. auch Massenverwaltung
Steuerverwaltung 128 f., 257 f.,

300 f.
Steuerverwaltungshoheit 100 ff.,

131, 168 f.
Steuervita 29, 43, 55
Steuervollzug
– föderaler 77, 82 ff., 99 ff., 119 ff.
– bei grenzüberschreitenden

Sachverhalten 135 ff.
– Inanspruchnahme Dritter 167 ff.
– Kosten 5, 20 ff., 78 ff., 124 ff.,

171 ff., 197 f.
– als Massengeschäft 16 ff., 38 ff.
– im Rechtsstaat 1 ff.
– und Strafrecht 5 f., 243 ff., 263 ff.
Steuervollzugskooperation 169 ff.
Steuerzuschläge 5, 33, 86, 217 f.
Stichprobenkontrollen 17, 29, 47,

130, 245 ff.
Stiftungen, ausländische 148 f.
Strafrecht 5 f.
Strafschätzung 268 ff., 285 ff.
Strafverfolgung 255 ff.
Strafzuschlag 5, 86, 217 f.
Stundung 107, 143, 205, 214 ff., 237
Stundungszinsen 205 f., 215 f.
Subsidiaritätsprinzip 131, 158,

172 ff., 251

Tafelpapiere 252
Täuschung, Verwertungsverbot bei-

275
Tanzkapellenentscheidung 244
Tax Compliance-Strategie 29
Teilwertabschreibung auf Auslands-

beteiligungen 147
Territorialitätsprinzip 136, 163
Tochtergesellschaft 157
Trierer Empfehlungen 65
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Übermaßverbot 13 ff.
Umsatzdaten, innergemeinschaftli-

che 75
Umsatzsteuer 5, 38, 49 f. 55, 67,

71 ff., 121, 184 f., 227, 252 f., 297 f.
Umsatzsteuerbetrug 73 f., 128, 307
Umsatzsteuer-Nachschau 244,

253 ff., 307
Umsatzsteuer-Sonderprüfung 50 f.,

62, 71, 73, 127 f., 298, 307 f.
Umsatzsteuer-Voranmeldungen
– Steuerhinterziehungen durch

277 ff.
– Verfahren 49 ff.
Unabhängigkeit, richterliche 59 f.
Universalitätsprinzip 136
Untermaßverbot 12, 14, 296
Unternehmensberatung 78
Untersuchungsgrundsatz 11 f., 15,

40
USA 20, 56, 221

Veranlagungsverfahren 31 ff.
– s. auch elektronisches –
Verbrauchsteuern 61 f., 64, 102, 178,

184 f., 296, 313
– Nachschau 252 ff.
Verbringung von Wirtschaftsgütern

143
Verdacht, strafrechtlicher 246 ff.,

253 f., 257 ff., 264, 271 ff., 280 ff.
Verfassungskonvent 62 f.
Verfassungsrecht 102 ff., 131, 180 ff.
Verhaltensmuster 10, 44
Verhältnismäßigkeitsprinzip 23,

25 f., 45 f., 144 f., 175, 210, 249 ff.,
313

– bei Inanspruchnahme Dritter
196 ff., 304

Verifikationsprinzip 16, 39, 171
Verjährung
– steuerliche 33, 205, 230, 239
– strafrechtliche 256 f., 284, 292
Vernetzung,
– elektronische 26 ff.

– externe 3, 20, 24, 46 f.
Verrechnungspreise 5, 86, 142 f.,

217, 220 f., 306
Verspätungszuschlag 33 f., 56, 204,

216 ff.
Vertrauensvorschussprinzip 16 f.,

35 f., 40, 44, 91, 95
Vertraulichkeit 22
Verwaltungsanweisungen 70, 117 f.
Verwaltungscontrolling 41, 121, 124
Verwaltungseffizienz 18, 20, 32, 53,

81, 89, 101, 300
Verwaltungsgrundsätze 77, 120
Verwaltungskompetenz 38, 79 f., 82,

131 f., 158 f., 161, 170
Verwaltungsvorschriften, all-

gemeine 63, 110 ff., 193, 217
Verwendungsverbot 264 f., 268, 279
Verwertungsverbote
– Fernwirkung 269, 273, 279
– steuerliche 244, 254, 268 ff., 274 f.
– strafprozessuale 268 ff., 271 ff.,

284, 284 ff., 309
Verzinsung 204 ff.
Volkszählungsurteil 25, 44 ff.
Vollstreckungshilfe, bilaterale 136 ff.
Vollverzinsung 205, 207 f.
Vollzugsdefizit
– grenzüberschreitendes 138 f., 147
– bei steuerlichen Nebenleistungen

203
– strukturelles 2, 4, 39, 44, 82 ff.,

125, 129, 164, 299 f.
– Vermeidung von 147 f., 300 f.
Vollzugsdreieck 185, 189 f.,193 ff.
Vollzugserschwernisse 9
Vollzugsgaranten, private 199
Vollzugsgleichheit 25, 172, 179
Vollzugshindernis 8
Vollzugskosten 5, 172, 185, 191, 228
Vollzugsmaximen 8, 13 f., 180 ff.
Vollzugspflichten, private 182 ff.
Vollzugssicherung 12 f., 163, 179,

191
Vorbehalt, s. Nachprüfung
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vorbeugender Vollzugsschutz 149
Vorfeldermittlungen 257 ff., 264,

280 ff.
Vorlage
– von Akten 64, 105, 108
– von Unterlagen 54 f., 144, 176,

197, 217 f.
Vorlageentscheidung 145, 148 f.

Wegzugsbesteuerung 143, 147, 149
Weimarer Republik 99 ff.
Weisungen 60, 63, 77, 103, 108
– allgemeine 111 ff.
– Einzel – 63, 108 f., 117
Weisungsrecht des Bundes 79, 103,

107 ff.
Wertpapierkauf 252
Wirtschaftlichkeitsprinzip 17 ff., 59,

128
Wohnsitz 136, 153 f.

Zahlungsverhalten 43
ZAUBER 50
Zinsabschlagsteuer 55, 74, 281
Zinsen 34, 204 ff., 208
Zinssatz 206, 210, 213, 218
Zinsurteil 39
Zoll- und Verbrauchsteuerrecht,

Nachschau 250, 252 ff.
Zölle 64, 102, 138
Zufallsauswahl 48 f., 51
Zufallsfunde, Kontrollmitteilungen

246 ff., 250, 260
Zusagen 74
Zusammenfassende Meldung 75 f.
Zuständigkeit
– der Rechnungshöfe 64 f.
– der Steuerfahndung 245 f.
Zwangsmittelverbot 265 ff., 272 f.,

276
Zweitwohnsitz, inländischer 153
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